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EDITOFIIAL
wDer Zusammenbruch des Kolonialsystems hat

die Posj.tionen des Impelialismus entscheidend
geschwächt. Im letzten Jahrzehnt ist die Ro1-
1e der antiimperialistischen Bewegung der
Yölker Asiens, Afrikas und lJateinamerikas im
revolutionären Weltprozeß weiter gewachsenrr.

Die Herausgeber des'rAntlimperiallstischen
Informationsbulletins'r teilen diese Ein-
schätzung der Internationalen Beratung der
kommunistischen und Arbeiterparteien von 1969

in Moskau ebenso wie die Bestimmung der
Hauptkräfte im antiimperialistischen Kampf :

'rIm Kampf gegen den fmperialismus vereini-
gen sj.cb drei nächtige Kräfte der Gegenwart:
das sozialistische Weltsystem, die j.nterna-
tionale Arbeiterklasse und die natlonale Be-
freiungsbewegung." Diese drel Hauptkräfte
haben trotz aller Schwierigkeiten das Kräfte-
verhä1tnis zunehmend zu ihren Gunsten ver-
ändern iönnen und immer bessere Bedingungen
filr den Befrelungskampf der unterdrückten
Völker und Klassen geschaffen.

.Der Imperialismus lst zwar außerstande,
seine verlorene hlstorlsche Initiati.ve vieder-
zuerlangen, hat aber keineswegs an Gefähr-
lichkeit verloren. Mit der Verschärfung seiner
inneren Krisenhaftigkeit und des in lYeltnaß-
stab bestehenden Grundwider-pruchs zwischen
Imperialismus und Soziallsmus geht gegenwär-

tig eine wachsende Aggressivität der impe-
rialistischen politik einher. Besonders deut-
lich manifestiert sich dies in der direkten
Aggression der Us-Imperialisten und ihrer
Verbündeten gegen die nationalen Befreiungs-
benegungen Asiens, Afrikas und Lateinameri-
kas.

In dieser Situation sol1 das i'Antilmperia-
listische Informationsbulletin vor a11em

folgende Aufgabdn wahrnehmen!

- den Kampf der antiimperialistischen Beve-
gungen der drei Kontinente in deren Selbst-
darstellung dokumentieren;

- den verbrecherischen und klassenbedingten
Charakter imperialistischer Politlk - ins-
besondere der USA und der BBD - aufdeckeni

- diesen Kampf a1s Teil des gemeinsamen

Kampfes alIer fortschrittlichen Kräfte ins
allgemeine Bewußtsein rücken;

- die Solidarltät mit den nationalen Befrei-
ungsbewegungen verstärken helfen, um damit
auch einen Beitrag zum Kampf gegen die
ej.gene herrschende Klasse zu Iej-sten.
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SIJtrIAN
luri 1). JuIi stür:zten progressive 0f fizie.e unter

General- Atta General Numeri durch einen Putsch
und unternahrnen den Versucir, eine prolcomtunisti-
sche Regierung zu errichten. ScLron drei Tage spä-
ter erfolgte der Gegenschlag durch and"ere Mili-
t:irs , der l,lumeri zu,rück an die Macht brachte und
der zu den nassirren blutigen Verfolgungen der pro-
gressiven Kräfte im SudeLn, vor all-era d-er Kommuni-
b UCll I UIIL L E.

fen Hintergru-nd für diese Ereignisse bifd-en
zweif ellos die Probleme, roit clenen d.er Su.d-an seit
der 1955 err:eichten Unabhängigkeit zu kämpfen
hatbe: Die ehemalige b::itische Kolonia-imacht hin-
t-.rlie-1 deil neuen Staat eine von f eudalen Eleme n-
ten geprägte Gesell,schaftsstr:uktur, eine einseitig
auf die Baumwollkultur ausgeri chtete Produl<tion
und d.adu-rcir bedingte starke Abhängigkeit von Im-
porten aus imperialistischen Lände::n und Eerlng
eniwlckelte Proctuktivkräfte ; mangelhafte Infr:.-
struktur; stark überfremdeten Iiandel" V/e:i te:re
Schwi erigkeiten entstanden durch Stammesgegensätze
und durch den vcn d.en Br1-ben systenatisch genähr-
ten Gegensaiz zwischen dem vö]}i g urrentwickelten
afrikanlschen Süden und dem arabischen l':lorden.

Dleser Gegensatz, der als religiöser Konflikt zl^r1-

schen Christen und l4oslem in Erscheinung trat, führ-
te zu dauernden separatistischen Bestrebungen d-er

Südprcvinzen.

Im Mai 1969 übernahmen progressive Militärs
unter General l{umeri die Macht, nachdem dle feu-
d-al-bürgerliche Oligarchie gezeigt hai te , da.L: sie
mit den herkömnfichen Mitteln,d.h. auf kapitalisti-
schem Weg, nicht in der Lage lvar. die Probleme des
Landes zu lösen. Ebenso rrie andere arabische Län-

der schlug der Sudan den n-l cht-kapitaiisl;ischen
xntlvickfungsweg ein: Die l4acht der Feudafen, dar-
unter einiger reaktionärer lslamischer Sektenfüh-
rer wurd"e u.a. durch Bo<lenref ortlmaßnahmen be-
schnitten. Nationalisierungen und" die Ausdehnung
d.es staatlichen Wirtschaftssekiors drängten die
'Macht des ausländischen Kapltals zurlick. Die Kon-
zeption einer vollen Autonomie für d.en Sü,dsudan
ze igte , d"aß NumeL:i bereit war, o,ieses Probf en auf
nicht militärische l{eise zu fösen. Die anti-impe-
riallstische Außenpolitik war gekennzeichnet von
d"er Zusamrienarbeit mit progressiven arabischen
Staaten und guten Beziehungen zu den soziafisti-
schen Ländern. Die Regierung stützte sich zunächst
auf all die Kräfte, die an der r-ratlonaf-demokrati-
schen Revolution intei:essiert waren, einschließ-
fich auf Teile der nai;ionalen Bourgeoisie, die
von den iilationalisierungsmaßnahmen nicht betrof-
fen waren und auf dle Organisationen der Arbeiter-
klasse, r,rie Gelverksciraften und Kommunlstische Par-
tel, die ihre Massenbasis in d"er Arbeiter- unil
Bauernschaft ständig ausdehnte.

Doch schon nach einem Jahr zeigten sich Mei-
nungsver:schiedenireir,en über die weitere Gestaltung
der Entwicklung des Landes. Es entstand, ein offe-
ner Gegensabz zwischen einer Gruppe Mi11tärs um
Generai l',luneri auf der einen Selte und anderen
l,liitgliedern des Revolutionären Kommand.orates und
Funktionären der Kommunistischen partei auf de:r
anderen, die Numeri vorwarfen, seine pofitik ge-
rate in Gegensatz zu d,en Prinzlplen d-er Mairevo-
lution. li-^ Lage verschärfte sich durch zunehrnen-
de Unr:uhen im Südsudan, d.ie verstärki von außen
geschürt v,rurden. fiese innenpolitische Sltuaticn
führte dazu, daß General Numeri lm November 1g7o
einige llitglieder aus dero Revofutionären Komman-
dorat und der Regierung entfernte. Diese ver-
suchten dann am 1!. Juli unter Führung General
Attas, durch einen Putsch den Führungslrrechsel her
herbeizuführen, wobei es erwiesen ist, daß die
Kominunis,:1sche Pa::tei Sud,ans nicht an diesem Putsc]:
Putsch beteili,gt war.

Nurnerir,fer :unächst anti-imperlalistische Re-
fornen und d.emokratische Refortnen durchzufiihren
har;te, stützte slch neben d.en \nierktäiigen auf die
Teile der Sourgeoisie, die mangels elEener Kraft
nichb in iler Lage waren, die ind"ustrielfe Eni-
wicklung des Land,es selbständig voranzutrei-ben,
so dal3 sie ar Aufbau der 1,r/i::tschaft mit nicht-
kapital-istischen Methoden interessi-ert waren'

Der nicht-kapitalistische Entwicklungsvreg in Su-

dan bedeutete somit zwar Beschneidung der Mono-

polsiellung der nationalen Bourgeoisie, da diese
nicir-ü d.i-e al lei.nige Regi.erungsgewalt hatbe, aber
kein-^sr,,regs thre totale Entrrachtung und- die Verfü-
gung über: die I{acht clurch clie }/erkl,ätigen.

In einigen Ländern, die den nich';-kapi-'alisti-
schen Ent'uvickfungsweg beschrelten, ist cha::akte-
ris"bisch, ciaß dle Klassenantipoden Bourgeoisie
und Prcl.e ba.::iat nangelhaf t ausgebild"et sincl , so
daß die kleinbürgerliche fntel-Ligenz o,1er wie im
lia11e aes S,-rdan f ortschri ttliche Offiziere zun
P::omoter der wirtschaftlichen Entwicklung des Lan-
des werCen. Ein spezifisches Merkroal der klein-
bürgerlichen Intel]igenz-sowohl d-er zivi}en als
au.lh der milltärischen- isi ihre Stetlung im
Arbei,ts- und Verurertungsprozess, die sie zwischen
den Positionen der. Werktätigen und. d-enen d-er Bour-
geoisie schwanken läßt. In der Phase der Erfül-
lung gesamtnationaler Aufgaben wirkt sie aus-
gleichend, r1a. sowohl dle Bourgeoisie als auch das
Proletariat an diesen Reformen interessiert sind,.
Sobald es aber um die stärkere Einbeziehung der
!/erktätigen bei der Erfül1ung staatlicher Aufga-
ben geht, können viele progressive lt{i1itärregirne s
wie auch das Gene::af lilumeris ihre eigene Klassen-
s hr.rl<e n-. - uberspringen.

Wie die Ereignisse nach d.em 22. Jui-L zeigerr,hat
sich General Numeri gegen di e l,{erktätigen entschie-
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deni er hat dle Kommunistische Partei und- die Ge-

urrkschaften verboten, die führenden kommunisti-
:chen Funktionäre ohne Gerichtsverhandlung er-
mord-et( während" er dem westdeutschen Söl-dner

Steiner elne monatelange Verhandl-ung gewährte).

tr/ir schließen uns der weltweiten Verurteilung
dleses Massakers an, dem die konsequentesten Käm-

pfer gegen den Imperialismus zum Opfer fielen.
Wenn auch damit noch nichi; entschieden ist, ob

Numeri d-en anti-kapitalistischen Entwicklungsweg
rrer'lassen hat, so selrzt er doch sein Land d-er Ge-

.iahr aus, dem Imperialismus in die Händ'e zu fal-

In d.em unten abgedruckten Dokument wendet sich
der Führer der Kommunistischen Partei des Sudan,

Khalek Abd.el Mahjoub, der wegen angeblicher Be-

teiligung am Putsch vom 1!. Juli hingerichtet wur-
de, gegen die Theorie, mit Hilfe eines Putsches,
d.er den Bewußtseinsstand der werktätigen Massen

unberücksichbigt Läßt, e-ne gewal usame Anderung

des Entwicklungswegs herbeiführen zu wollen '
Ei-n solche:: Putsch sei zum Scheitern verurteilt
und" führe zur Stärkung d-er Bourgeolsie. Die Er-
eignlsse im Sudan nach d,em 22. Juli bestätigen
seine damalige Einschätzung.

EIN DOKUMENT, DAS NUMER,I

BE LASTET
Im tr'ebruar .l 970 gab Khal-ek Abdel Mahjoub bei
einer Beratung der Kad.er der Konmunistischen
Partei des Suclan einen Bericht, d-esseq lnhaIt
in der I-ibanesisehen Zeitung |tAl-Hourriahtr vom

26. Juli 1971 veröffentlicht wurcle und' in dem

es heißt:

Die Kommunlstische Partei gründet ihre Ein-
schätzung d-er soziafen Kräfte, die an der Ver-
wirklichung d.er d.emokratischen nationalen Re-

volution in unserem francl interessiert sincl,
auf eine wissenschaftllche und klassenmäßlge

Analyse. Die Kräfte dieser Front slnd die werk-
tätlgen Malsen, d.i-e Bauern, die revolutionären
Inte1lektue11en, der nationale Kapitalismus.
Die leitung dieser Kräfte liegt in den Händen

der Arbeiterklasse. Von dieser Ärralyse ausge-
hend, entspricht die Zusammensetzung der be-
waffneten Kräfte diesen (nationalen) Kräften,
sowohl was ihre Aufteilung nach soziafen
Schlchten wle ihre Klassenlage betrifft" nie
Mehrzah] der Offiziere stammt aus dem Klein-
bürgertum, bei den Soldaten gibt es Arbeiter-
und. Bauernsöhne. Daher kann man die bewaffneten
Kräfte nicht als neue Klasse ocler soziafe
Schicht jenen Klassenkräften hi.nzufügen, die
an der Verwirkllchung d.er demokratischen Re-
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volution in unserem land interessiert sind. In
ihrem Kampf, um Yerwi-rklichung der demokrati-
schen Revolution zu garantieren, orienti-ert
sich die Kommunistische Partei auf eine Klas-
senpolitik, auf d.ie Massen der Arbei-ter und

Bauern, und schafft eine ständige Einheit
zwischen ihnen. Das ist die Grundfage der

Tätigkeit der Kommunistischen Partei. Gleich-
zeitig orientlert sie ihre Haftung unrl ihre
Tätigkeit auf die Klassenbasis unter den Massen,

die Interesse an der Verwirklichung der natio-
nalen d.emokratischen ReYolution haben.

Es existi"rt d.ie phantastlsche Yorstellung,
nach der die nationalen und demokratischen
Gruppen innerhafb der Streltkräfte eine Yor-
hutstellung in C.er Tätlgkeit d.er Kommunisti-
schen Partei einnehmen müßten, weil diese Grup-
pen bewaffnet und d.aher besser a1s andere in
der Lage sind, d.as Probfem der Macht kurz
und bünd.ig zu fösen. Melner Ansicht nach han-
delt es sich hier um eine phantastische, irrige
und unmarxistische tr'ormul1erung. Die demokra-
tische Revolution ist die Revolution der Agrar-
reform, die ihr Ziel nur dann erreichen kann,
wenn sie an die Massen der Werktätigen in der
landwirtschaft im breitesten Ausmaß appelliert
und sie in die politischen, wirtschaftlichen
Kämpfe und in die ldeen mitei.nbezieht.

Die sozialistische Revofution ist die Re-
vofution der Mehrheit der arbeitenden Massen,

die d.urchgeführt wird. durch ihr Be,außtwerden,
ihre Zustimmung und thre entscheidende Teifnah-
me auf dem höchsten Niveau revolutionärer Ak-
tivität.

Die verschiedenen Schichten der Streitkräfte
in unserem land. werden voll uns eingeschätzt
nach ihrer Herkunft, nach den sozialen Schich-
ten und Klassen, aus d.enen sie stammen, und

nach der Ro]}e, die diese Schichten und Klassen
im Wesentlichen im Kampf, in d.ieser oder jener
Etappe der revolutionären Entwlcklung spielen.

Im Moment, da diese irrige lllusion (von
der ich früher gesprochen habe) zur Theorie
erhoben wird, verwandelt si.e sich in eine völ-
Iig putschistische Theorie, die von der Kommu-

nistischen Partei verlangt, auf thre Tätigkeit
unter den Massen zu yerzichten, auf ihre
schwi.erige Aufgabe, das Bewußtsein der Massen
zu erwecken, sie zu organisieren, sie in den
praktischen Kämpfen und in den Kämpfen der
Ideen zu schulen und statt dessen in der 0r-
ganisierung eines rrfortschrittfichen Putschesrt
Zuflucht zu suchen.

Wir werden das Probfem offener und breiter
steIlen, ausgehend von der lefinition der
Bezlehungen zwischen bewaffneter Aktion und
dem Volkskampf.



'.,{i:: (cr:rillsten akzeptieren vom ideologi-
schen Gesiclitsounkt aus nicht die Theorie von
der i,lirroerhelt, die cie Macht an slch reißt,
um er:st nachher auf die Massen zurickzugrei-
fen. i,.einer i,ieinang nach handeft es sich hier
um eine un.re::rückbar:e ldeologische Haltung
des ]{omr:runrsous, um einen entscheidenden Punkt
der Auffassung der Komrnunj-sten von der Revofu-
tion. Der Kcmmunismus als Wissenschaft hat
sich gerade im Kampf gegen diese Theorie im
Rahmen eines langwierigen Kampfes gegen Ideen
entrvickelt, dle der Bewegung der Arbeiterkfas-
se fremd sind...

Die Macht mit Hilfe einer Minderleit an
sich zu reißen, sei es durch Zivilisten oder
Militärs, ohne die Ro1le der Arbeiterklasse
und ihre Situation 1m Staat zu berücksichtigen,
ist eine nichtkommunistische Ideotogi-., die
im Ialf unserer unterentwickelten Länd.er eine
Ideologie des Kleinbürgertums darstellt.

Sieht man die Dinge auf diese Weise, ent-
spricht dies auch dem Bericht, der im l4äTz

1969 mit dem Titel tttr'ür die Verbesserung der
leitungsarbeit ein Jahr nach dem Parteitagrl
dem Zentralkomitee unterbreitet wurde. farin
heißt es: Die Taktik des Putsches an Stel1e
der Massenaktion entspricht bei genauer Unter-
stlchung den Interessen der Bourgeoisie und
des Klelnbürgertums innerhalb der Kräfte der
nationalen demokratischen Iront. Mit diesen
Worten woffte ich sagen: Iian muß die Taktik
zurückweisen, die die Massenarbeit vernach-
}ässigt, vor ihren Schwierlgkeiten zurück-
schreckt, dle kommunistische Auffassung von
der Revolution als höchste Form der Massen-
aktivität verwirft und das Prinzip der revo-
lutionären Krise nicht anerkennt, während wir
beide Punkte afs Bedingung für den Erfol-g der
Revolution betracirten.

Die Taktik der Putschisten lst keine kommu-
nistische Ideologie. Zu dieser Taktik können
bürgerliche Offiziere greifen, dle hoffen, die
Krise der Macht dazu zu benijl.zen, um das Land
auf abrupte Weise auf einen andeL:en Entwick-
lungsweg zu drängen. fiese Auffassung ist auch
bei jenen an si.ch demokratisch gesinnten Offi-
zieren zu finden, die in ein-.r kfeinbürgerlichen
Ideologie verwurzeft sind.

Was früher nur ein historischer Appel1 war,
ist heute zu einer Perspektlve geworden, die
durch einen geduldigen Kampf mit dem Ziel, die
Kräfte alfer revofutlonären Massen zu yereini-
gen, verwirkfrcht werden wird. Di.ese Aufgabe
steht unter andelem in Wioerspruch zur natio-
nalen Bourgeolsie und allen ihren Fraktionen.
Deshalb ist die Haltung der Rechten, die die
Entwicklung der revolutionären Arbeit im Volk

ablehlen, eine Haftrrng des Zögerns und in vie-
len tr'älfen im Gegensatz zur Aufgabe, in der
Kommunistischen Partei und in ihrem Kampf ge-
gen die Führung der I'lassenbewegung durch die
nationafe Bourgeoisie lnitiativen zu entwickefn.

( Quelle: I,,/eg und Ziel , )/l)li)

KAPVEFI-
tr!ISEHE

INSELN

Xie ?ÄIGC führt ihren Kampf gegen den portu-
giesischen Koloni.afismus nicht nur in Guinea-
Bissau, sondern auch auf d.en Kapverd.ischen
Inseln. Aber aufgrund der verschied.enen Be-
dingungen ist der Kampf in Gulnea-Bissau
fortgeschrittener. Deshalb wird in den publi-
kationen der PAIGC weit weniger über die Kap-
verdischen Inseln berichtet.

Die Änderung der Yerhäftnisse auf diesen
Inseln erscheint umso notwendiger, wenn die
erdrückenden Lebensbedingungen, wie sie Ha-
milcar Cabral hier in seiner Rede darstellt,
bekannt sind.

EINGABE HAMILCAn, CABRAL,

GTNN RAL SEKRETAR DER PAIGC

Die Kapverolschen Insefn sind die älteste
portugiesische Kolonie in Afrika. Wle die
anderen afrikanischen VöIker, dle seit Jahr _

hunCerten unter portugiesischer Herrschaft
1eben, leidet das kapverd.ische yo1k, das heute
250.000 Xinwohner zählt, unter schrecklicher
Arnut und Rückständigkeit. lie wirtschaftlicher
und sozialen Verhältnisse sind bei rler Bevöl_
kerung noch schlechter als in den ander.en
untersuchten Kolonien. Iiäufi.ge überschrvemmungen
machen einen Ackerbau unmö91 ich, ob,,vohI der
BoCen ,t_ie einzige Grundlage für das Volk i st,
zu leben, oder besser: zu überleben.
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'riährend ihrer jahrhundertelangen Anwesenheit
arf den Inseln ist es den portugiesischen Ko-
lcnisatoren nie ge-Lungen - sie haben es übri-
gens auch in keiner Welse versucht -, die
notwendigen Uaßnahmen zur Entfaltung der r,riirt-
schaft zu ergrelfen, oder auch nur zur B_.kämp_

fung der Hungersnot, die in K::isenzeiten zehn-
t3.'.rsenden von Menschen den Tod brachte . GarLz

-i-;ir ilegenteil benutzen di.e portugieslschen Ko-
Lonisiltoren heute die i{ungersnot dazu, ihre
rierrschaft zu festigen uno sich billige Ar-
i:eitskräf];e zu slchern, nachdem sie das Land
un.d, die Bevölkerung in schllmmster Weise aus-
gebeutet haben. Diese billigen Arbeitskräft-.,
in lii::kli.chkeit Sklarrenarbeit, werden unter
dem Namen !tcontraja.dostr derr großen plantagen
übe::geben, Cie Eigentum der weißen Kolonisa-
toren unil rier: Kofoniafunternehmen aus Ängo1a
unrl St . Thorn6 s ind . Di e unt en genannt en Z.ahl en

entsiamrreri einer Veröffentlichung d.es Instituts
für: tiberseef orschungen, erschienen .1 960 in
l,issa'bon unter dem 0riginaltltei trSeroantcpo-

iogia clas f thas de Cabo Yerde'r. l--riese Zahf eri

körinerr dazrl beitragen, sich ein - i{,eirigstens
.;or'l::',r,fi€les - Bilo von der stumrnen Tragödle
'les .dä])üardischen "'ofkes zr"l nach''L:

Jahre d.er Hungersnot Zahl d,.Opfer
seit '1 747 58 mehr als

250.000
seit 1900 21 135.aAA

Um die Tragweite dieser Zaltlen besser zu

sehen, müssen wir sie in Beziehu:ng z[r Gesamt-
bevölkerung der lnseln betrachten" Die folgen-
den Angaben zeigen die Jahre der großen Hungers-
ni;te (A) und den Prozentsatz der Opfer bezogen
auf die Gesamtbevölkerung (B):

(A)

| 
-t73-'i6

183o- Ji
1B5t-66
19AA-43

1924-22
19+A-+1
19+6-48

(B)

5a/'
15/"

+a/"

?r/"
2a/"

15,fr

75/"

fm irerlauf tron 223 Jahren - von 1747 bis
197A - war d.as kapverdische Volk insgesant üLer
ein hal bes JalLrl.Lundert lang von de r' 1lungers-
not geschlagen. Iie Gesamtzahl der Opfer dleser
Verheerungen überstelgt die gegenrärtige EirL-

wohnerzal-Lf . In cLen Hunger j ah::en karren j ed e smal

z,rri schen 1 5 und 31/" d,er Bevöf kerung ums Leberi.

In den fetzten belclen.Tahrhunderten portu-
glesischer Herrschaft mußte das kapve:dische

6

Vofk in einem durchschnittl.ichen Zeitraum von
vier Jahren ein ganzes Jahr lang unter Hungers-
nöten leiden. Diese T::agödie steht lm !trider-
spruch zu den behaupteten Bemühungen um Zivili-
sat.ion und Christianisierung durch Cie Portu-
giesen in Afrika. Die Tatsache, daß in diesem
Augenblick erneut eine Hungersnot Verheerun-
gen auf dem Ärchipel- anrichtet, ist e,in unwi-
clerlegbarer Beweis für die Stagnation der Lage

urid für dj-e Verachtung, d-ie die portugi-esischen
Koionialherren der afrikanischen Bevölkerung
der Karverdischen Inseln entgegenbringen.
Tatsächlich beflndet sich nach drei Jahren
harter ErLtbehrungen das Vofk der kapverdi-.
schen Inseln, besi:nders die ärmsten Tei1e,
ohne jede }trahrrrng, ohne auch nur das zum Über-
Ieben Notwendigste.

l)ie ?ortugiesen haben zwar die kritlsche
Situation offiziel-1 zugegeben, tun aber: ihr
mijglichstes, um die Tatsachen dieser Hunger:s-
not vor der -ur'el töff entf ichkeit geheimzuhalten.
ner kürzliche Besuch des portugiesischen
Premierministers, l4arcelo Caetano, so11te das
geprüf te 1,roIk beruhigen, indem man ",{i1f e I'

yersprach, um rrdie Auswirkungen der Krise zu
vermlnder:n, so daß die Hungersnot nicht zu-
vie1.e Opf er: f orde rt.!r

lies isi elne Initiative ohne Beisprel;
zum er:sten 1,1a-l b-.gibt sich ein llinister der
pcrtugiesischen Regier:ung zum Archipel lrwegen

der Hunger-qnotrr. Trotzdem rnachen die besonde-
rr:n Umst'r.nde dieses Besuches klar, wie groß

dle Gefahr ist, von der das kapverdlsche Vofk

bedroht ist. Gl-eichzei1.i8 decken sie den l'liß-
brauch a-crf, derr die Koloniafisten rnit der Si*
tuation treiben, urn den Vormarsch der Befrei-
ungsbe,,;egung auf zuh -lten, die , unter der 'f ei-
tung unserer Paltel, grolie Fcrtschrltie nachen
konnt -. .

fie portugiesische Regier:ung ist volf ver-
antwortfich für diese hoffnungslose Lage, in
der das kapverdische Volk sein Daseln in der
Nachbarschaft des Torles frisiet" Die elemen-
tarsten Grundsätze des menschlichen Anstandes
r,,rürd en von der portagiesischen Regierung u/e-
nigstens erfoi:dern, die elende Situatioi, eines
Volkes, das sie mehr als fünf Jahrhunderte be-
herrscht urC mißbraucht hat, nlcht ausz.trtutzen"

Es verrsteht slch von selbst, riaß da_s kap-
verdische Volk die Besuche und Verspr:ec.trr-rtgcn
satt hat . Was es biauclit, i st I'ie,hru_ng, in ge-
nügender l;enge, und nicht den Tod. Dies ist ein
äußersi, dLingendes Bediirfni s geraile jetzt , rla
in d en ietzt-.n drei Jahren eine sehr 13n,.;e Trok-
kenperiodc das LancL getrcffen hat, vor a1lem



d.ie Insef Santiago, dem Hauptanbaugebiet des

Archlpels, das die Hä]fte de:: Bevöfkerung er-
nähr:t" l4an kann vorallssagen, daß das Land, wenn

keine wirksamen Maßnahmen gegen die i{ungers-
not erfolgen, 5A bis iAy'" seiner Einwohner ver-
lieren wlrd. Das traglsche Schicksal, das un-
ser Volk !B }lungerjahre lang geprüft hat, er-
gibt einen kfaren Bewels für die Unfähigkeit
der portugiesischen Regierung, dlese Situation
zu verbessern' Man kann sich fragen' rrelches

dle Ef f izi erlz d.er rlHilf err wäre, die Herr Cae-

tano anzubieten sicr vq-pllichtnt sah' u1trer

dem drohenden Ej,nfluß oer polltischen Realitä-
ten - eine Hi1fe, die übrigens immer noch

nicht erf olgt ist. Dieser Zweif e L t^tird zur Ge-

wißheit, !"Ietrn man sich vergegenwärtigt, daß

Portr-rga1 , eines der unterentrnrickelsten und

rücKtändigsten Länder Europas, zur Zeit drei
Kofonialkriege in Afrika führt, die 5Ay'" seines

Staatshaushaftes verschlingen. Es ist ein Ge-

melnplalrzr , za sageYL, daß die portugiesische
Regierung oftmals ihre Unfähigkeit erwiesen

hat,',renn es darum ging, elne lösung fiir das

Problem der' Unterernährung zu finden, ein Pro-
blem, das auch Portugal .selbst bedroht. Dem

allem kdrrnen ltir noch hinzufügen, daß zttt Zeit
der Verlust des größeren Teils der Einwohner

der Kapverdischen Inseln dezimiert durch den

Hunger und durch die Übergabe zur Sklavenarbeit
an andere Kolonien, nur den fnteressen und den

unrnenschfichen P1änen der portugiesischen Ko-

lonisatoren dienen kaln, die vergebllch ihre
I{errschaft in Afrika aufrechterhalten wo11en,

unter Mißachtung affer moralischen Grund.sätze

und internationaf er l'lenschenrechte.

las durch den Hunger gestellte ?roblem nuß

in humanitärem Geist vor das Gewissen der Welt
gebracht werden" Die Weltöffentfichkelt hat
ein Recht darauf, zu wissen, was auf den fnseln
geschieht, d.ie Nationen, die national.en und

internationalen Organisationen und Institutionen,
die dem kapverdischen Volk bei seinem Kampf

gegen die Hungersnot helfen woI}en, haben ein
natürflches Recht, so zu handeln. leben und Tod

der Afrikaner auf diesen Inseln diirfen nicht
voro Gutdiinken der portugiesischen Koloniallsten
abhängen.

Deshafb sieht es die Afrikanische Partei
für die Unabhängigkeit von Guinea und den Kap-
verdischen Insefn (PAIGC) afs ihre Aufgabe an,

angesichts der dringenden Nottrendigkeit, für
die Errettung von zehntausenden Yon llenschen-
leben vor al1em von Kindern und Jugendllchen,
r11e votn Hunger besonders bedroht slnd, zu sor-

,8en r

- d.ie verhängnisvolle Situation auf den Kapver-

dischen Inseln anzuprangern, damit sie von

der: Meimrrrg der Weltöffentfichkeit verurteilt
wird,

- einen dringenden Appe1I an die entwickelten
länder zu richten, an d-ie humanitären natio-
nafen und internal,ionalen Organisationen und

und Instltutionen, an den Vatikan, an die
religiösen Institutionen jegllchen Glaubens,

und an alle menschenfreundfichen Personen,

damit sie all ihren Einfluß und alle ihre
I1öglichkeiten einsetzerr, um dem kapverdischen

Vofk materielle Hilfe zu verschaffen, und

damit elne neue Katastrophe abzuwenden,

- an die Uno zu appelieren, vertreten durch
ihren Generalsekretär U Thant, 'ohne Verzug

alfe für notwendig erkannten Maßnahmen zu

ergreifen, die Schwere der Situation zv er-
messen und dem Volk im Kampf gegen den

Hunger zu heafen,
- die portugiesische Reglerung zu bitten, von

jeder Maßnahme abzusehen, die die Hungers-

not zum Instrument der Politik und der Un-

terd.rückung der Befreiungsbewegung zu machen

droht. Die PAIGC bittet dle portuglesische
Regierung auch, die Zusarnmenarbeit der natio-
nale'n und internationalen Gruppen zu erleich-
tern, die den Wunsch äußern, dem schwerge-
prüften kapverdischen Volk materiell-e Hil-fe
zu bringen,

- ihre unerschütterliche Entschlossenheit zu

bekräftigen, den Kampf um die Befreiung der
kapverdischen Insefn welterzuführen und zu

entwickeln, damit der koloniafen Herrschaft
eine Ende bereitet werde und damit die Afri-
kaner, mit Unterstützung der anderen Vö1ker -
auch des portugiesischen - von den Geiße1n

der Not, der Rückständigkeit und d.es Hungers

befreit werden.

Anmerkung:
1 ) ?AIGC = Partido Africano da Independencia

da Guinea e Capo Verde - Äfrikanische Unab-
hängigkeltspartei von Guinea und den KaP-
verdischen Inseln; s.AIB Nr.1-1/197o und,
Sonderheft "Ref erat uno. lvlaterralien über den
Kol-onialkrieg Portugals ...r1

(Que11e : Hektrographierte Konferenzmaterialen
der Yeisarnmlung des lfeltfriedensrates
vom .l ,. - 16. üai 1971 in Budapest).
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EItfLIVIEI\I
Am 5. Oktober 197o mußte General Ovand_o Cand.id.a
unter d.em Druck rechter Militärs vom präsid_enten-
amt zurücktreten und. d_em ,,gori1Ia', General_ Rogelio
Mirand-a Platz machen. Mirand.a wurd_e zwar nach we-
nigen Siund-en lvegen Strei bigkeiten innerhalb d.es

Militärs wled-er abges etzt, aher clie Gefahr einer
reaktionären Militärregierung blieb weiterhin be-
stehen.

Nur d"urch d_ie gemelnsame Aktion junger Offi-
ziere d-er Luftwaffenbasis "El Alto'r un'ref Führung
d-es Gen.eral Juan Jos6 T\rcez Gonzales mit dem bo-
livi-anischen Gewerkschaftsbund. coB(central obrer:a
Boliviana)r d.en Bauernverbänd_en und_ d_en Stud.enten
C.er San-And"r6s Universität in La paz gelang e s r

d-ie "gorillas" zu besiegen und. eine neue Regierung
unter General T6me z zu bild_en.

Bis ;run August 1921 hatte sich d_ie Regierung
T6ryez, die sich für d_en trlritten !{eg", d_.h. fi.i:r
öen anbi-kapitaristischen weg entschied.en hatte,
um d-as Lancl aus d-er Abhängigkeit von d-en usA und.
Großbritannlen zu r-ösen, erfolgreich gegen jed-en
umsturzversuch sor,vohr von außen aIs auch von i_n-
nen vri-d-ersetzen können. warum cler putsch d_es ober-
sten Hugo ilanzer su-are z trotzd-em Erf olg hatte , ver-
sueht d-i-e i:ier abged-ruckte Kurzanalyse d_eutlich
zu machen.

H INTERGR,IINDE EINES PTITSCHES

I

Sdrlüsselfoltor : Armee

Oberst Hugo Bonzer Suores. der inzvi-
schen von den Putsdristen zum neuen Prö-
sidenten proklomieft wunde, wur züor sF
gen sginer Beteiligung on den Yoronge-
gongenen Putsöen zeitvueilig in ein ent-
ferntes Andendorf teöonnt worderr, ober
noch immer Chef der Militörotodemie in
Lo Poz gebliebeo, die siclr bereits mehr-
mots ols eines der Zentren der Konter-
rcvoluiion entpuppt hotte, Von ' Oberst
Andr6s Seliö, der neben Oberst Bonzer
und Generol loime Florentino Mendieto
fietzt Verteidigungsminister) dem Triumvi-
rot der Militörs ongehört und inmisdren
zum lnnenminister ernonnt wurde, rei8
mon. doß er ebenso wie Bonzer eine wiö-
tige Rolle bei der Verfolgung und Ernior-
dung Ch6 Ouevoros und seiner Mittömpfur
spielte- AuBerdem wbr er Kommondont

iener von USA-Offizieren in der Ponomo-
konolzone ousgebildeten Rongrereinheiten,
die mit ihrer Reuolte in der bolivionisöen
Provinzstodt Sonro Cruz (vgl, Bolivien-Korte

Als om 19. August die ersten Meldungrert
über einen erneuten Putsöversudr reoktio-
oärer Offizierc in Bolivien über die Fern-
sdrreiber liefen, m-ren die meisteo poli-
tisöen' Beobochter überzeugt -dovon, doB
es quö diesmol nidrt gelingen wende.
Prösident Json Jos6 Iörrez dos Steuer ous
der Hond zu reiSen. Prösident Törrez
lqnnte seine Gegner, sogor mit Nomen
und Adrcsse;'denn die lnitiotoren bei den
zohlreichen vorongegongenen. ober fehl-
gesdrlogenen Stootsstreiöen worcn stets
die gleiöen gsesen: Bonzer, Seliö,
Guti6rrez, Anoyo u. o. Ein offenes Ge-
heimnis wor es 

'ebenfolls, -doB olle vier
und zohlreidre ihrer Vertrouensleute in der
Vergongenheit 'mehr oder weniger mit
dem USA-Geheimdienst CIA zusommen-
georbeitet hoben. Trotz ihrer offenkundi-
gen Feindsöoft gegenübär der Tdrrez-
Regierung und der von ihr verfolgten Poli-
tik des "revolutionören Notionolismus* be-
kleideten sie jedoch bis zuletzt Scfrlüssel-
positionen in der bolivionisöen Armee.

id iodror* Nr. l5pf, S. 15) dos Signol
zum Putsö gegen die Tdrer-Regierung
gegeben hoben,

Die Armee wor olso der entsdreidende
innenpolitisdre Foktor bei diesem Stoots-
streiö. Bis zur Modrtübemohme durö
Generol Törrez om 7. Oktober 1970 wor
die bolivionische Armee mehr oder weniger
ein lnstrument in den Hönden des Pento-
gons gewesen - nidrt nur mit omerikoni-
schen Woffen ousgerüstet, sondern ouö
von USA-Offizieren und -,Berotern- ent-
spreöend ousgerichGt. Generol Tdnez
hotte jene US--Beroter' zwor yor einigen
Monoten noö House gesöictt, womit ober
nur die Personen. nicht jedoch ihr unheil-
voller Einflu8 ous der boliviqnischen Armee
versöwunden woren. lm Londe blieben
ouch ihre Kontoktmönner und Helfershel-
fer, die heute in den Regierungssesseln
sitzen. Erinnert sei ouö doron, doB die
Militörmission der USA in Lo Poz nohezu
ungestört ihre Verbindungen zu den reol-
tionören Krüften im Londe oufrechterhol-
ten konnte,



Nid{ lonsequent genqg

Dies olles wor der gestürzten R.egierung
bekonnt, worous siö die Froge ergibt.
wesholb sie nicht reötzeitig entsprechende
GegenmoBnohmen ergriffen hot. lm ein-
zelnen IöBt siö dos heute sidrerliö noch
niöt beontworten. Offensichtlich söredte
Prösident Tdrrez vor einem energischen
Vorgehen gegen die innere Reoktion zu-
rück. weil dos eine Reihe von Konsequen-
zen noch sich gezogen hötte, zu denen er
siö ouö noö zehnmonotiger Regierungs-
zeit nodr nicht duröringen konnte. Denn

dos hötte nömlich bedeutet. do8 er siri
voll ouf die in der .Vollsversommlung- uer-
einigten fortsörittlichen Kröfte, olso oul
die linlen Porteien, dorunter die Bolivioni-
söe Kommunistische Portei, ouf die Ge-
wertschofts' und §tudentenb*gung, hättc
stützen und deren Dröngen noö einer
redrtzeitigen Bemffnung des Volles hötte
nochgeben müssen. Als die Sitr.rotion ffir
ihn immer bedrohlidrer wurde und lnnen-
minister Gollordo sölieBlidr Wofferi yer-
teilen lie8, uor en bercits zu spöt D're
Vollsbsoffnung und eine ongernessene
Einbeziehung der fortschrittliöen KrAfte
in die Regierungsremntrcrtung hötten
zweifellos zu einer Besöleunigung des
ontiimperiolistisöen, notionolisti*hen Xur-
ses geführt, dem sich T6rrez und die ihn
unterstützenden Kräfte der Armee und der
Mittelschiditen onsdreinend ober niöt ge-
wodrsen fühlten.

Dos soll jedodr niöt die Verdieoste det
Regierung T6rrez sömölem, die wie leine
ondere bisher in Bolivien es verstonden
hot, deo Einflu8 der ouslöndisclren Mon+-
pole und der USA oul Wirtsöoft und Poli-
tik des Londes zurüdzudröngen. Sie hot
zugleidr versudr! durch ReformmoBnoh-
men und gewisse Zugestöndnisse gro8en
Teilen der Bevölkerung deren eigene
Störke vor Augen zu Iühren. Dos rind zwei-
fellos für die weitere Entwidlung des Lon-
des ein emst zu nehmender Foltor sein-

Nochdem die Luftwal-fe, die bisher Törrer
von seiten der Armee om löngsten die
Trerre geholten hotte, ouö nodr zu den
Putsöisten überging. ror der Kompl zu-
gunsten der reoltionören Kräfte entsöis.
den. Doron lonnte oudr, der topferc urd
mehrere Toge ondouernde bsoffnete Wi-
derstond der Aöeiter .und Studenlen, vor
ollem in Lo Poz, niöts öndem. Abg€s€fien
dovon, do8 die Verteidiger der Raolution
über zu renig Woffen und Munition uer-

fügrten und ihre Ausrüstung vielloch ver-
oltet *or, follen nodr einigre ondere Fol-
toren ins Güicht

Bolivien. ets! so gro8 wie_-Fronlreiö und
Sponien zusommen, hot bei rund 5 Millb-
nen Einrchnern - zu vier Fünfteln lndios
und Mestizen - nur etwo {m(m Aöeiter,
wobei die Zentren der Aöeiterllosse. die
Houptstodt Lo Poa dos Erdölgebiet um
Sonto Cruz sowie die Bergbougebiete. um
Oruro, Potosi und Cochobombo, weit von-
einonder getrennt liegen. Als beispielsweise
die Bergorbeiter von Cotovi der Regierung
zu Hilfe eilen wollten, mu8ten sie ollein
bis Oruro, dos die Putsöisten berefu un-
ter Kontrolle hotten, mehrere hundert Xilo-
meter zurüdlegen. und dos oul Bergstro-
Ben, die nur söwierig mit Autos zu be-

lohrcn sind. lnzvisdren hotte die ßdriter-
revolution ober schon reibrc strotegisöe
Punkte besetzt. Hinzu lom. doB die fo*-
söritdiöen Kräfte siö erst ouf dem Weg
zur Altionseinheit befonden und portei-
interne lntercssen olfnols noö im Vorder-
grund stonden. wo ein gemeinsomes Vor-
gehen ongebroöt gewesen wöre. Dor-
über hinous gelong es ihnen ouch nkit
die bolivionisöen Bouern, relöe die
Mehrheit der Bevölkerung ousmoöen, im

ertorderliöen MoBe in ihr Komplbündnis
einzubeziehen.

CIA putsdrre mit

Es liegt oul der Hond. doB es sidr bei

den jüngsten Ercignissen leineswegs um rein

inäenpolitasöe Auseinondersetzungen hon-

delte. Die zohlreiöen hrtschvercuöe ge-

gen die Regierung Törrez signolisierten

söon seit longem, wie sehr es vor ollero

den USA dorum zu tun wor, sich gerode in

Bolivien ihre olten Positionen zurüdsuer-

obern. Zum einen modrten USA-Monopole
(Gulf Oil Cr., US-Steel ols ehemotige Be-
sitzerin der Zinlmine .Mrrthilde-) vor ihrer
Enteignung mit den Bodensdrötzen Boliviens
(Zinn, Zint, Cf, usr.) eines der lulrativsten
Gesdröfte in gonz Loteinomeriko-

Zum onderen l;egt Bolivien - yom geo-
grophisdren Stondpuikt ous gesehen - im
tlezen de Andenpohes (Misliedlönder
sind Bolivieo, Chile, Eluodor, Kolumbien und
Peru). der eindeutig gegen die Ausplün-
derungspolitik der USA-Monopole geriötet
ist Auf 6rund der engen Bindungen brei-
ter Sdridrten der Bourg,eoisie und hoher
Militörs mil Woshington wrrr Botivien niöt
nur dos söufdrste Glied des Stootedrei-
eds Chile-Peru-Bolivieo, sondern zugleidr.
vom strotegisdren SUndpunkt ous (u. o.
ols Ausgcngsbosis für Altionen gegen die
ortiimpeiolistisdren Regimes in Chile und
Peru), dos störtsb Kettenglied in den
Ambitiooen des USAJmperiolismus- Und
gerode lonzentrierten die Ver-
einigEr Smoen ihre furstrengungen ouf
dieses tond

Es zeigü siri olrc. doB hinter deo jüngsten
USA-Modensöoften in Bolivien System
sfuclt Niöt umsoost ging der Stootssrreidr
von Sonto Cr,r. ous. dem Sftz der Gulf O-l
C.ompony rcr ihrcr Verstootliöung und
einern Zenrrum des USA-.Frkdenstorps'.
beüo. dies6 im Juni l9l1 dos Lond ver-
lossen mu8üe. Bezeichnenderweise hot ouch
db BRD zohlreidre ihrcr -Entwidlungshel-
fer- in Sonto Cruz stotionierl

Berdts il8 Stunden vor Beginn des Put-
sdres hotte die USA-Botsöoft zum Beispiel
ihren Diplomoten in Sonto Cruz die Wei-
sung erteilt Lebensmittelvorröte onzulegen
und ihre Wohoungen nidrt zu verlossen.
Aufföllig wor oudr, doB die USA-Botschott
noö der erryrrngenen SölieBung der CIA-
Zentrole durö die ßegierung Trxrez oul
rnehrerc hundert Beomte verstörtt wtrrde,

Crütee Lirlil tür Auslondffil
Bisher niöt gom llor ist irrierrcil die
neuerr Mönner on der Spitze der bolivhni-
§drer Stootes noö von onderer Seite Ut-
terstätzung erhiehrin. ln einigen bteinome-
rilonisdren Zeituqgffi rird mehr oder *e-
niger offen von einern Eingrcilen Brosi-
liens und Argentiniens die je-
dodr |*ils eigerrc lnteressen domit ver-
folgiten.

lnrcnpolitisdr stülzt sich dos neue Regime
in Bolirien ouf zrei Fortefrrn. db in de:
Vergoqgeoheit eine mehr ols zrn=pöhige,
um nidrt ru solreo vollsfeindliöe Rolle
gespk{t hoben- Lemres lö& sidr zumin-
dst mit GüiBheit rcn der ultroredrten
,Soziolistisöen Folonge Bolivbns' scgen,
die mit der .Notionolistisö-Rmlutionären
Boegung'. (MNR) ein Bündnis gregen die
notionolistisö-reformistisdre Poliüt r$n
Prösident fdrrez eingiegongen ist und sidr
nun mit ihrern Bündnispofirrcr die Regie-
rungsverontwortung zu teilen gedentt

Dos neue Regine, mit Gemlt on die i+'lodil.
getomnren. hot eine blutige Terrorkarur-
pogne gegen olle fortsörirti-rdrerl Krülts
entfess€it, die besonder in der Arbeiter-
und Studenteobeüegurlg berei& zahlrcich*
Opfer ge{ordert hot. ln bezug ouf seine
Iünftige Politi& erllärte Bonrer, seine
Regierung mlle olle eingiegongenen
Verpflkütungen und Vertrröge repettieren.
Glefttrrcitig versifierte er jedo<fu, do8 dem
Auslondslopitol in Zulunft riedcr olle
Siöeöeiten g€Eöhrt rerdelr soilen-

Die ,ortsdrrittticheo Kröfte in Bolivi,en sa-
lrerr skh ongesk{rts der ernetrba Mc&t-
übemohme durdr. reottionörc Krölte einer
redrt tomplizierten Siuntion gegenüber.
Nur der Zusommenschlci§ olkr nctioncl
gesinnten Kröfte ouf der Gnrmd8cge eirrcs
gemeinsomen demokratisöen frogromms
$ermog dos Andenlond endgülfig non den
Fesreln. des einheimistien und ouslöndi-
sdren (opitols ar be{reien. Aucfi für die
fortsöritdiöen Kröfte in Chile und Feru
wird e; dorouf onlommen, sich lünftig
nodr enger zusommenzuschlie8en, unr den
Frontolongriflen des USA-lmperiolismus
und seiner einheimisdren Hondlonger er-
folgreiö zu ridernehen

Dr. lryid frtfidr
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sütrIKclFrEA
Die Existenz Südkoreas ist zum ersten Ma1

tlurch die &.tführung südkoreanischer lil1ssen-

schaftler unil Stucienten aus der Sundesrepu-
blik Deutschlancl ins Bewußtsein der Öffent-
lichkeit gedrungen. Die damalige lntervention
cler Bundesregj.erung hat d.ie Prozesse gegen

die Eetführten nieht verhi"ndern können.

Da bisher sehr wenig über die Verhältnisse
d.ieses lrandes bekannt ist, schelnt es uns not-
wendig, das Material, das uns vom Koreanischen
Nationalen Friedenskomitee zugeschickt wr.rrde,

abzudrucken. Aus d.iesem geht hervor, daß

der Widerstand im f,ande gegen dieses Regime

und die Methoden, ihn nt bekämpfen, große

Ähnl-ichkeit zu Siidvietnam zei.gen.

DIE IINMENSCHLICHEN

BA& BAR E IEN,

F'OLTERt]NGEN UND MORDE
DES US_IMPER,IALISMTIS

UND DER MARIONETTEN-CLIQUE

UM PAK JUNG HI IN SÜOXONNA

-qKRUPXIIOSE MÖRIER UN} HENKER GEGEI{ DAS

SÜDKOF:aA}IISCHE YOIK

1)er geliebte und geachte-be Anführer des

40 Millionen starken koreanischen Yofkes,\
Genosse Kim If Sung '/ fehrte folgendes:

"lie faschistische Mllitärdik-uatu- -Ln

Südkorea -Produkt der Kolonial- und Krlegs-
polltik Ces US-Imperiafj.smus, dient diesem
US-lmperiaLismus treu. Sle hat eine beispiel-
1os heftige und barbarische Form angenommen

und i-st zum Muster der grausamen faschisti-
schen Herrschaft von Imperialisten über Kolo-
nien geworden.!l

Das faschistlsche m1litärdiktatorische
'rRegime'r von Pak Jung Hi ist Werkzeug der
Aggression, die das südkoreanische Vofk der
kolonialen Unterdrückung und Kriegspolitik
des US-Imperialismus ausgesetzt hat.

Dieses faschistische diktatorische Regime

ist ebenso eine Gruppe blutrünstiger Banditen,
dle das südkoreanische Vo1k, das für sein
Recht auf Existenz, Demokratie und Vereinigung
des Iandes kämpft, brutal unterd.rücken, fo1-
tern und morderi.
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Dle faschistischen Pak Jung Hi Yerbrecher -
wie Yerräter und Yerkäufer threr Nation-sind
wirkfich grausame Menschenschlächter und Hen-
ker, die a1le Brutafität und §rannei verkör-
pern.

Dieses faschistische Militärrtregimert -auf-
gebaut vom US-Imperialismus- setzt sich aus
treuen Handlangern des US-Imperialismus und

faschistischen Elementen des Mllitärs zusanmen,
Cie maßgeblich an den barbarlschen Massakern
unter der Bevölkerung beteiligt waren. Pak Jung

Hi ist eln Schlächter, der schon vor der Be-
freiung a1s treuer affizier d.es japanischen
Imperialismus grausame Morde am koreanisehen
Volk begangen hat und der nach der Befreiung

- )etzt als treue Kreatur des US-Imperialismus -
barbarische Massaker unter dem südkoreanischen
Volk veranstaltet hat.

Sobafd der Yerräter Pak Jurg Hi nit Hilfe
des Bajonetts und der Rückendeckung des US-Im-
perialismus die !rMacht!' ergriffen hatte, be-
gann er, das süd.koreanische Volk massenhaft
zu verhaften, z\7 foltern und zu morden wie
ein bfutrünstiges wildes Tier.

AUSBAU DES ÜBIEN T'ASCHISITSCIIEN GESETZSYSTEMS

UND DES UI,{TERDRÜCKUNGSAPPARÄTES

Der geliebte und gear:htete Anfiihrer Genosse

Kim I1 Sung lehrte folgendes:
rrDie imperiafistischen US-Äggressoren und

ihre tlandlanger haben durch verschiedene hln-
terllstlge faschistische Gesetze ihren Unter-
drückungsapparat in großem Maße erweitert und
ganz Südkorea mit l4i1itär, Polizei, Geheim-
dienst und einem speziellen Agentennetz iber-
zogen und es dadurch in eine HöIfe auf Erden
verwandeft, wo Terror und Mord herrschen.rr

Nach ihrem rrVcrstoß zur Machtrr hat die Ma-
rionettenclique um Pak Jung Hi die legislative,
die Verwaltung und die Judicative in ihrer
Hand verelnigt und dadurch einen Unterdrückungs-
apparat geschaffen, der zw massiven Morden
geelgnet ist. Die Banditen haben die Mario-
nett en-Pof i zei und Marionett en-Mi1i tärp oliz e i,
rrGegen-Spionage-Korps!r, die abhängige öffent-
l-iche Verfolgung und die juristischen Organe
mit faschistischen Terroristen besetzt und
di.ese Einrichtungen in großem Maß erweitert.

Sie erfanden auch dle rrZentrale Geheimdienst
Abteilungrt und vereinfachten dad.urch ihre Un-
terd.rückungsmaschinerie, um sicherzugehen, daß

sämtliche -Unterdrückungsapparate auf ihre
elnheitlichen Direktriven hin arbeiten.

Vor kurzem haben die Gangster wied.er die
rrHeimatfand Reserve ArmeeI vergrößert" Die
Änzalna der Mitglieder beträgt rund 2 Millio-
nen - eingesetzt zur Unterdrlickung des Volkes.



Sle brandmatkten die revof.rtionäre Organi-
satlon um Prcf. Dr. Iiim Dae Su vcn cer Kyong-
buk Unlver:sltät fälschllch a1s'rSpionage-Grupper!
und inhaftierten elne hohe Anza\l von Professo-
ren und Inteiektueflen, die zu dieser Organi-
sation Verblndung hal.ten. fr. Kim fae Su

wurde nach Folten,rngen zu lebenslängll chera

Zuchthaus lrverurtelltil und j lieltele Patrioten
zu Zuchthau-qstraf en bis zu 15 ,Tahrer.

Anfang Janua:: oieses Ji.rhre.: vei:urtellte
C,er'rGerichtshcf' zu Seoulrr sectrs Patrlcten
unter C,er absurden Anklage derrrSpionageil rechts-
kräf tlg zum Tode , nachc'.em si e schr^rer:en lclte-
run€len ausgesetzt tiorder, darerL.

GRAJ SA1,1S TE FOLTERJI,IGEI,I

Ir:i Südkorea werclen bei der tr'olterung von
Revolutionär-on und Patrioten verschiedene lor-
men und ]uiethod.en angewandt und sie alle sind
oLr.{-.Pfoclt.. ron ln1 qrri.-.m.

Beisplelsl^reise gibt es die Folterungsmethode,
die das Schiafen unnöglich macht - eine d-or

leichtesten -Folterungen - bei der das Opfer
durch Ketten am lla1s, Harid- unii Iußgelenken

in einem einsamen Kellerraum
zum Stehen gezwungen r,,ird und clrei oder vier
elektrlsche lampen mit hr:her Volt-Zah1 und

von über 5OO l{att so dicht \,r'ie möglich vor
seinen Augen stehen; so raubt man ihm tagelang
den Schlaf.

Eine andere leichtere Folterung ist die 111ß-

handlung. Bei dieser l'tethode wird das Opfer
am ganzert Körper mit Eichenhofzketten, Eisen-
stangen ode:: Lederpeitschen gnadenlos geschfa-
gen. Wird das Opfer bewußtfos, weckt man es

mit Wasser wieder auf und beginnt die Mißhand-
lungen von rieuem.

Die t'Flugzeug-Ioltcrungtr so11 dern Menschen

seefischen und körperlichen Schmerz bereiten:
'beide Hände in Handschellen auf dem Rücken,

an nisendraht gebunden, wird er in der Luft
gedreht. Sle fassen ihn auf den Zementboden

aufschlagen, heben ihn oann wleder an, drehen
ihr e::neut, fassen ihn wieder aufschlagen.

A1s schwerere Fofterungen in Südkorea kön-
nen vrir die elektrische Iolter, die Chili-Puf-
ver-Fofter, die Bambus-Stab-Folter und das

Schlagen von Näge1n in die Fingernäge1 auf-
zähfen.

Bei der elektrischen tr'o1ter wird das 0pfer
mit den Fußqelenken an Eisendraht an der fecke
aufgelängt; dann wird sein Kopf in Wasser ge-

taucht und ein starker Stromstoß in Abständen
.ron 4 - 5 Sekunden durch das Wasser gejagt.

Der Körper erzittert unter dem elektrischen

Schlag, bäumt sich horlzontaf auf und fä11t

wieder nach unten. nerselbe Bewegungsablauf

wird wiederholt, sooft der Strom angeschaltet

wird" trlr:schöpft verliert d-er Gefofterte das

Be,r';.ßtsein.

Bei cter: Chili-Pulver lolter wlrd man mlt
dem Kopf nach unten aufgehängt und bekommt

einen clickflüssigen Brei von heißem Wasser

(lOoC) und Chill-Pulver in Augen, Nase und

ULund gegossen"

Bei oer Bambusstock-Folterung bekommt das

Opfer einen spitzen Bambus-Stab von 15-24 cm

Länge und ?-1 mm nurchmesser unter den Näge1n

in dle tr'inger gestochen, bis er am Hand-gelenk

wieder unter der Haut hervorkommt, nachd-em er
unter der Haut von tr'lnger und Hand-rücken ent-
lang gestochen worden 1st. Beim Hineinstopfen
wird der Stab vor- und zurückgezogen und wenn

das Opfer dadurch nicht zum Reden gebracht

wird, werder. z\trei oder drei oder schlleßlich
Stäbe in alfe 1C tr'inger gestochen.

Eine der brutalsten Folterungen besteht
cLarin, liäge1 in die lingernäge1 zu schlagen.
Beicie HänCe wer:den vo1lständig auf handför*
n:igen Eisenplatl,en bef estigt, und Eisennägel
werCen mit dem Hanmer in die Mitte der Finger-
näge1 geschlagen" nie Eisennäge1 gibt es 1n

r,-erscliiedenen Größen und entspr"chend dem der
Folterung entgegengebrachten Widerstand wlrd
entschieoen, ob große NägeI benutztwerden so1-
fen und ob Nägel in alfe 1O tringernägel
5Jeschlagen werden oder nicht. Neben den oben_
genannten, in Südkorea häufig angewandten
Iolte::n gibt es noch zahlreiche andere Me_
tho it en.

soGARr WER SICH NUR FtrR nfE 'TFRIEDLICHE
VEREINIGUI.IG" NES VATERLANDES EINSETZT I'IACHT

SfCH ''SCTIULIIGII

Die Pak Jung Hl Clique ermordeten brutaf
und ohne Verfahren die Führer der,r§62islisti_
schen Massenparteir und der !rsoziafen parteir,,
die slch für eine demokratische Entwicklung
Cer südkorea-nischen Geselfschaft und die
friedliche Vereinigung des Vaterlandes ein_
gesetzt hatten.

Sie 1öste zahlreicne politische parteien
und öffentliche Organisationen auf und naß
ihnen schwere Strafen zu, d.h. Todes_ und
Zuchthau-qstrafen über ihre Mitglieder und
einzelne Personen nur, weil sie sich für die
friedfiche Vereinigung des landes ausgespro_
chen hatten.
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l-'re Marionetten-Po1lzei ist bis Ende 1970,
,"1s d.er sogenannte rr4-Jahrespfan für den Auf-
bau der Pofizeltr auslief, auf über 79 000 Mann
oacf i ooon

Die Pak Jung Hi Clique rrrevid.ierterr dagegen
die üblen faschistischen Gesetze rückwirkend
und schuf neue d.azu; gleichzeitig breitet sie
däs Pofizeisystem und das Geheimdienstnetz aus

wie eine Spinnwebe. Allein in den 11 Monaten
seit d.er rrMachtrtübernahme überarbeiteten und

erfießen dle Pak Jung Hi-Schurken über rund
2 700 rückwirkende trKabinetts-Erfasserr und
über '1 000 hinterhä1tige Gesetze , z .8. yer-
schiedene rtVerord.nungenrr, das ilÄntlkommunisten-

gesetzrr, das rtNatiorrale Sicherheitsgesetzrr,
das rtSpezialgesetz für Bestrafung besond.erer
Vergehenr', usw., um d.ie Aktivitäten all-er
politischen Parteien und öffentlichen Organe

vö=-Ilig zu unterblnden und sie auch ohne Be-
rechtigung verhaften, ei.nsperren, verfolgen
und foltern zu können. Die Anzahl- dieser
rrStra.ffäf1err beträgt im Moment über 4 000.

Alfe diesen üblen Gesetze sind so abgefaßt,
daß sie nach Belieben alfe Äktivitäten unter-
drücken können, die der Kofoniafherrschaft
und der Krlegspolitik des US-Inperiafismus
gerade im Wege stehen.

Äflein am Beispiel des rrAntikommunlstenge-

setzesrrist klar ersichtfich, bis zu ruelchem

Ausmaße i.hre gemeinen Gesetze faschlstischer
1'{atur sind" lurch das'rAntikomnunistengesetzr!
ist es thnen mög1ich, die Forderung nach ele-
nentaren demokratischen Rechten und Freihei-
ten fiir das südkoreanische Volk und sogar
Äktivitäten der demokratischen politischen
Parteien und öffentliche Organisationen als
rrstaatsfeindlichrr zu brandmarken, die sich
für die unabhängige Yereinigung d.es Landes

und für Verbindungen zwischen Nord- und Südko-

rea einsetzen; sie können sogar jeden bestra-
fen, der sich d"iesen Organlsationen anschfießt
oder Kontakt mit ihren Mltgfieoern a.ufninmt,
oder ihre Aktivitäten beviundert, moralisch un-
tersiützt oder mit an ihner teilnirnmt.

Alfein im Jahre 49 verhafteterr, fol.terten
und töteten d.ie Verbrecher blindwütig nicht
rverriger a1s 109.0C0 südkcreanische Patrioten
und schuldlose llenschen.

Auf der Jeju-Insel wurden in der Zeit ron
1948 bis Anfang 1950 '"iber 7 000 Einvrchner ge-
tötet, das bedeutet, ein Vieltel der gesamten

Inselbevö1kerung.

Während des Korea-Krieges begingen dle US-

Imperialisten und die llarionettenclique kalt-
b1ütig Massenmord.e in der nördlichen I1ä1fte

der Republik, und all,ein in Sinchon-Land,
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Hwanghae-Provinz errnordeten diese Yerbrecher
über 15 OOO Einwohner - d.h, 25/. der Gesamt-

bevölkerung des landes - in etwa 45 Tagen.

Diese Barbareien übertrafen die fürchter-
lichen Grausamkeiten der Hitler-Clique in den
rrOsbentinerr und rrMaidanekrr Lagern noch bei
weitem.

Selbst nach den extrem gedrückten Zahletrr,
die südkoreanische PubLikationen angeben, er-
reichten d.ie haarsträubenden Grausamkeiten
des US-Imperiafismus in Südkorea eine Höhe von
nicht weniger afs I 400 Fä1len affein in den
2 Jahren von Februar 1967 bi.s Anfang Februar
1969 .

nie Henker der Pak Jung Hi C1i.que, die über
100 000 süd.koreanische Patrioten und Menschen

nach dem Militärputsch verhaftet, eingesperrt
unC ermoroet haben, sind jetzt kürzfich Amok

gelaufen und schlachten brutaf die südkorea-
nischen Revglutionäre und Patrioten ab, dle
für eine demokratische nntwicklung der süd-
koreanischen Gesellschaft und die Vereinigung
ihres Vaterl-andes gekämpft haben.

VERSCHIEDENE ERDICHTNTE VERBRECIIIN

Neben den kaltblütigen tr'olterungen und Mor-
den an Mitgliedern der rrRevolutionären Partei
für dle Wiedervereinigungrr erfand der Yerräter
Pak Jung Hi zahlreicherrStraffä1ferr und 1ieß
Revolutionäre und Patrioten in Gefängnissen
und am Galgen hlnrichten.

Während dle Yerbrecher eine hohe Anzahf Ju-
gendlicher, die mit der Revofutionären Volks-
partel Verblndung haben, verhaften, einsperren
und verschiedenen unmenschlichen tr'olterungen
aussetzen, begingen sle gleichzeitig dle
Scheußllchkeit, diese zum Tode oder zu schweren
Strafen bis hln zu febensfänglichem Zuchthaus
zu verurteilerL. Zu diesem Zweck wurden trVer-

brechenrr erfunden unter der fälschlichen Be-
hauptung, daß rrdas Zusammentreffen mit Freunden
als Kontakt definiert, gemeinsames Trinken afs
Treffen angesehen, ein Händ.edruck afs Geheim-
bündelei betrachtet werden müsse.rl

lie faschistischen Banditen Pak Jung His
konsr,ruierten den sogenanntenlrFa1l der Arbeits-
gruppe zur kommunlstischen Inflltration Süd-
koreas über Europa und Japanrr, brachten ihn
zur 'rrechtsgültlgenrt Anklage in der Absicht,
zahlreiche Patrioten aufgrund des nationafen
rrSicherheltsgesetzesrr und des I'Antikommunisten-
ge-setzesrr zu ermord.en, und rlverurteilten"
schließlich im letzten tr'ebruar Mr. Kim Kyu Nam

und lilr. Pak Dae In zum Tode unC 14 weitere
Personen elnschließllch der tr'rau von Mr. Pak
fae In zu Zuchthausstrafen bi-q zu I5 Jahren.



Xbenso ermordeten oder richteten sie so-
gar gewissenhafte National-isten hin einschl-ieß-
lich Mr. Ryo Un Hyong und Mr. Cho Bong Am -
afle nur deswegen, weif sie sich für die
fried.liche Yereini.gung des Vaterlandes einge-
oa*z* ho-l*or

All diese Tatsachen zeigen anschaulich, wie
verzweifelt der US-Imperialismus und die fa-
schistische Pak Jung Hi Cl-ique Lmok laufen,
um die grundlegendsten Freiheiten und demo-

kratischen Rechte des Volkes zu vernichten
und. seine Menschenrechte in Südkorea zu ver-
letzen.
Anmerkungen
t ) pat Jung Hi ist Premier von Südkorea.
2 ) Kim 11 Sung ist Premi.er der Yofksdemokra-

tj.schen Republik Korea.

(Quefle: Material des Koreanisehen Nationalen
Frieclenskomitees yom 22. März 1971)

IIVtrICIGHINA

Mit t'Hilfe der USA ist es Japan gefungen, die
nachhof ende kapitali s ti sche Indu strial i si erung
innerhalb weniger Jahrzehnte zu vollziehen
und sich zu einem der wirtschaftlich stärksten
imperialistischen Industriestaaten zu ent-
wickeln. Auf ökonomischem Gebiet hat es seine
Vorherrschaft nicht nur im nicht sozialisti-
schen Teif Asiens weitgehend gesichert, sondern
ist d.arüberhinaus zu einem ernstzunehmenden
Konkurrenten für die USA und die europäischen
kapi.talistischen Staaten geworden. Einer sei-
ner wichtigsten Außenhandelspartner slnd die
USA.

Wie d.ieser Teil derrrStudie der neuesten
Entwicklungen in Indochina aus der Sicht des
rflnternatj-onalen Rechtsrr zetgt, ist Japan nicht
nur bemüht, seine ökonomische, sondern auch
seine politisch-mifltärische Macht gemeinsam

mit den USA ln Asien zu sichern. Diese Be-
strebungen gehen bis zur dlrekten Unterstüt-
zung des US-Aggressionskriegs in fndochina.

Die Stuclie wurde auf der 2. Sitzung cler
rrfnternati onalen Unt ersuchungskommi s sion
über die Krlegsverbrechen der USA in In(lo-
chinarr, clie vom 20. - 25. Junl 1971 ln 0s1o
tagte, vorgelegt.

- Hiermit setzen wilr unsere angefangene Be-
richterstattung aus AfB Nr. 5 uncl Nr.6/1970
unci Nr. 1 und Nr. 8/1971 fort. -

JAPAN \IEREINIGTE STAATEN

GEMEINSAME HERRSCHATT

IN ASIEN
1 " Premierminister Eisaku Sato machte in einem
gemeinsamen Kommuniqu6 k1ar, claB nach seinem
Treffen mit dem Us-präsialenten Richard Nixon
i.n Washington am 22.Nov.1969 herausgegeben
wurcle, daß clie japanische Regierung cten Sicher-
heitsvertrag mit den Vereinigten Staaten, ej.nem
,Mi1itärbünd.nis zwischen den zwei Länd.ern, treu
bl-eiben würde.

Der Premierminister bekräftigte ebenso

seine Unterstützung cler US-Herrschaft in Asien.
Während er auf die Rückgabe der administra-
tiven Rechte über Okinawa an Japan verwies,
das ein Teil cles japanischen Territoriums
ist, garantierte er, claß sich die beiden Re-
gierungen konsuftieren würalen, fa11s cler tr'rle-
d^e in Vietnam nicht bis zu dem äi-tpunkt, an

dem d.ie RüCkgabe Okina\,ras geplant hrar, erreieht
sei, . . . so claß die Rückgabe sich vollziehen
wertle, Itohne daß die Bemühungen aler Yereinig-
ten Staaten berührt würden, dem süclvietname-
sischen Volk die Mögllchkeit zu geben, ihre
eigene politische Zukunft ohne Einnischung
von außen zu bestimmenrr. Das japanlsche Re-
gierungsoberhaupt versprach in dlesem Kommu-

niqu6 auch, die japanischen Wirtschaftshllfs-
programme in Asien auszud.ehnen und zu ver-
bessern, und garantierte ei.nen bedeutencien
Beitrag zum liliederaufbau Yietnams und ande-
rer Regionen Südostasiens nach dem Vietnam-
kri eg.

Im Juni 1970, als der auf 10 Jahre begrenz-
te Sicherheitsvertrag zwischen Japan und den

VeL:elnigten Staaten auslief, entschied die
Regierung trotz starker Opposltion des japa-
nischen Volkes den Vertrag zu verlängorn.
Japan ist dabei, sich von einerfWirtschafts-
supermacht'r in elne rrMilitärsupermachtrr zu

entwickeln mit seinem vierten, von 1972 bis
1 975 rei.chenden Verteidigungsaufbauprogramm,
wodurch, wie berichtet,. die japanische Mili-
tärstärke ln wenigen Jahren den siebten Pfatz
in der Weft erreichen solI.
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Das japanische Yofk war bestürzt ,and empöri,
als ei.ne 1 500 starke Speziallandetruppe der
auf Okinawa stationierten Drltten US-I4arine-
Division 1m Februar 1971 plötzlich zur nörd-
lichen Küste von Südvietnam verlegt wurde,
um damit die Saigoner Truppen bei threm Ein-
marsch in laos zu unterstützen. Okirrawa war
ein bedevtender Umschlagplatz für US-Truppen

während des Manövers rrFreiheitssprungr!, in
den rlurch eine gr.oße 16 1oo km lufttran.sport-
operation im YIäTZ 1971 Truppen von den Ver-
einigten Staaten (Iort Black, Nord Karolina)
nach Korea (Seouf ) verlegt rnrurden.

Diese Tatsachen zelgen die bedeutende Rofle
der Basen auf Oklnawa während der vergangenen
letzten Jahre der US-Aggression in Yietnam
und ebenso ihre bedeutende Roll'e in der ge-
genwärtigen und zukünftigen US-Vorherrschaft
1n Asi.en" Xs werden Verhandfungen zwischen
der japanischen und der US-Regierung über
ein "Abkommen über die Rückgabe von Okinawarr

geführt, um die aclministrativen Rechte Japans

über d.ie Insef wiederherzusteflen, aber die
US-Basen mit afl ihren offensiven, strategi-
schen und nuklearen tr'unktionen zu belassen"
Diese,,nrichtigen Basen auf Okinawa stellen für
die Drltte Marine nivlsion Stützpunkte dar,
die nicht nur mlt nuklearen Waffen ausgerüstet
sind, sondern auch für einen Notfall in jedem

Teif Asiens vorbereitet sind; ebenso für die
Siebte Abteilung für psychologische Kriegs-
führung, die darauf ausgerichtet 1st, gegen

soziallstische Länder zu taktieren; für die
pazifische Armeegeheimdienstschule' die Spio-
nageausbildung für antikommunistisches Mifi-
tärpersonal aus aslatlschen Ländel:n betreibt;
für das Erste Spezial Corps der Ärmee (Green

Barretts), Speerspltze al 1-'r subverslven Akti-
vitäten in allen Teifen Asiens; fiir die strate-
glsche Aufklärurrgstruppe SR 7.1 , dle Spionage-
flüge in den Luftraum über Chlna, Korea und

anderen sozialistischen lä-ndern unternimmt.
Die Rundfunkeinrichtungen der Stimme Amerikas
(YOA) und dle üb-.rseelschen antikommunisti-
schen Propagandastationen des US-Außenministe-
riums sollen ebenfalls auf Okinawa stationiert
bleiben. Die r^rirkliche Rückkehr Oklnawas kann

nicht ohne Auflösung der: Militärbasen erreicht
wer,1en, die die Ursaehe dcs ganzelr iibefs slnd.
las Bestehenbleiben der Basen wird nach der
t'Rückgabe der admini.strativen Rechterr weiter-
hin die Souveränltät Japans verletzen.

Nicht alleln auf Okinawa ist die lri-tte
liiarine Division stationiert, sondern i:Luch auf
dem japanischen Festfand, wo sie im Trainings-
lager vcn Kitafuji in der Präfektur'shizuoka
üben, wie sie lvirklich in Vietnam kämpfen.
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Dadurch wir'd einwandfrei bewlesen, daß das
japanlsche tr'estland und Okinawa direkt mit
dem US-Äggresslonskrieg in Vie:;nam und anderen
TelIen Indochinas verbunden slnct.

2" Nach dem Einmarsch r.on US- und Saigoner
aruppen ln Kambodsclia beeilte sich der japa-
nische Premielminister Sato eh-.r als irgencl-
eine andere Regierung die Aktion zt verLei-
digel, indem er sagte:rr die Vereinigten Staaten
konnten nicht anders, a1s diese Entscheidung
treffenr!. Bei der Beantwortung von Parlaments-
fragen ltezog er auch den Standpunkt der US-Ad-
ministration, als er die US-Aktlon als !rGe-

brauch des Rechts auf Selbstverteidlgung'r
kennzeichnete. Die unterwürfige Haltung der
japanlschen Reglerung gegenüber den Vereinig-
ten StaiLten wurde vom Volk mit Entrüstung
aLrfgenomrnen, und eine einflußreiche Zeitung
griff in einem Kommentar dle Regierung heftlg
an, die rnit threr rtdlplomatischen Linie im
Lauf e der iilachkri-.gspolitik erreicht habe,
daß es zur F.egel wurde zu akzeptieren, was

immer dle Vereinigten Staaten an politlschen
Schritten unternehmen könntenrt. (Äsahi Shimbun,

10. l,lai 1970). Später zv;ang die zunehmende

Kritlk der Öffentfichkelt in alfer Welt, ein-
schließlich der Verelnigten Starten, an der
IIS-fnvasion in Kambodscha Premierminister
Sato, seine frühere Stellungnahme zü korri-
gieren, lndem er: erklärte, er habe dle US-Ak-
tion rrnlcht direkt unterstützttr"

An der Konferenz der asratischen und. pazi-
fischen Nationen über Kambodscha, die in Dja-
karta am 16. ltiai dessefben Jahres o.urchgeiührt
wurde, nahrir dle japanische Regierung bereit-
wlllig teil uno spielte eine bedeutende Rolle.
Auf der Konferenz waren Saigon, clas Lon No1

Regime und Sta::-ten vertreten, oie in cLen

Vietnamkrieg verwickelt sind, wie Südkorea,
die Phllippinen, Australien unrl Neuseeland,
sow.ie Indonesien, Malaysia und Slngapur, Burma,

Indien, Pakistan, Ceylon, Afghanlstan und ide-

pal lehnten es ab, an der Konferenz teilzu-
nehmen. !1e Vereinlgten StaaterL driickten ihre
Zufrledenhelt mlt den Ergebnissen del Konfe-
renz aus, nachdem ein Kommunjclu6 herausgegeben
vrorden war, in dem die Teilnehmer, ,riährend

sie Neutralität vorgaben, denrrRückzug alIer
ausländischen Truppenrr, rrWiederbelebung der
Internationalen Kontrollkommissionrr und eine
lnternation:rle Konferenz unter Tellnahme
mögllchst vleler Staaten forrlerten, in Wirk-
fichkelt abe:r i.ie Vereini3,ten Staaten von
ihrer Verantvrortung für Cas Verbr:echen des

Aggressionskrieges freisprachen und ihre Un-
terstiitzung der IIS-VorhelrsciLaft in Asien
gelobten. Urn llnterstützr-rng fiir die Resol.u-



tion der Konferenz zu erreichen, sandte die
japanische Reglerung Sonderbeauftragte naeh

Indonesien, Mal.aysla, den Yereinten Nationen,
Großbritanniea, der Sowjetunlon, Frankreicht
Ind.ien, Kanada, Polen und den Verelnigten
Staaten. Der anerlkanlsche stellvertretende
Staatssekretär Marshall Green (verantwortlich
für ostasiatische und pazifische Angelegen-

heiten) l-obte bel einem Treffen in New York
am 19" Januar 1971 Japan für seine bemerkens-

werten ökonomischen und politischen Erfolge
auf internationafer Ebene in Asien. Indem er

sich auf die asiatische Konferenz Yom Mai 1970

in Djakarta bezog, hob er Japans erstmalige
führende Position bei sofchen politischen -An-

gelegenheiten helrvor.
J" Bezugnehmend auf die Invasion in Laos durch

us- und saigoner Truppen in der Zeit von tr'ebru-

ar bis Mai 1971 teilte die japanische Regierung

am 2a. Februar Indonesien, Malaysia, Großbri'-

tar-nien und der Sowjetunion afs stellvertre-
tendem Vorsitzenden der Genfer Konferenz, so-

wie d.en Mitgliedsnationen der ICC - Kanada,

Indien und Polen - mit, daß Japan "große Un-

terstützung für die Phouma Regierung von I'aos

feistetttund bat die fünf betroffenen Staaten,

"gseignete §clritte in dieser Rlchtung zu

unternehmentr. Es ist bekannt, daß Premiermi-
nister Phouma in seiner Botschaft vom 5. tr'e-

bruar die Demokratische Republik Vietnam

rrrhauptverantwortlichrt für die Verletzung von

Kambodschas Neutralität hä1t. ber Vorschlag

der japanlschen Regierung war deshafb ein
für die US-Admlnistration außerordentlich
günstiger Schritt.

4. Der US-Aggressionskrieg hat militärische,
politlsche und dlplomatische Mitarbelt und

Unterstützung Yon der japanischen Regierung
bekommen und darüberhinaus noch ökonomische

Mithiffe und Unterstützung, wie im folgenden
aufgezeigt wird, so vle1, daß Japan aktiv die
Last mit den Yereinlgten Staaten 1n ihren
gemeinsamen Anstrengungen' Asien zu beherr-
schen, teilt.

In dem gemeinsamen Kommuniqu6 Japan - Yer-
einigte Staaten vom November 1969 versprach
Premierminister Sato, daß Japan und die Yer-
einigten Staaten mit vereinten Kräften die
ökonomische Hil-fe für asiatische Länder aus-
dehnen und verbessern würden. Bei seinem Tref-
fen mit dem US-Präsidenten Richard Nixon in
Washington am 24. Oktober 1970 drückte der
japanische Premier seine Unterstützung des

Pl-ans des US-Präsidenten (tr'ünf-Punkte-Plan)

für lndochi.na aus, der am 7. Oktober des Jah-
res veröffentlicht worclen war, unal versprach
ihm, daß Japan seine ökonomlsche llllfe für
Indochina verstärken werde. Dag lief auf eine
Bereitschaf,tserklärung der iapanischen Regle-
rung hinaus, Ameri"kas l,ast in Aeien mitzutra-
gen"

Im 0ktober 1970 entschi-ed die japanische
Regierung, dem Saigoner Regime 500 Mil)-ionen
Jen (rund B5O.OO0 Dol1ar) für ciie Reparatur
des Danhlm Dammes und 4.500.000 Doflar für
den Bau eines Dleselkraftwerks lin Saigon zu

gewähren. Ein rrSachverstäindigen Team für clie

wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Südvietnamrr,
bestehend. aus Beamten des Äußenminlsteriums
und anderer Ministerien, wurde in Oktober des

Jahres, gefolgt von anderen, ausgesand't, um

konkretere Pläne für den Bau eines Wärmekraft'
vrerks bej- Can Tho, für Bauvorhaben aier Wasser-
versorgung in Saigon und Da Nang, für Bewässe-

rung im ?han Rang Gebiet und Reparaturen im

Hafen von Da Nang zu unterstützen.

Dem lon Nol Regime in Kambod.scha, das nach
Berichten um eine 20 Mi11" Dolfar Hilfe ohne

Gegenleistung und um 20 Mi1f. Dollar in Jen
gebeten hatte, entschied die japanische Re-

gierung, hunclerte vbn lastwagen und andere
Güter zur Verfügung zu steIlen, zusätzlich
zu den medizinischen Versorgungsgütern unal

den Nahrungsmltteln 1m l{erte von 2 Mi1l. Do1-

1ar, worin die Hilfe für das Reglme im Sommer

1970 bestand, Die zweite Unterstützung hat
offensichtlich militärische Bedeutung.

Das japanische Monopolkapital unterstützt
einen ttregionalen Gesamtentwickl-ungsplanrr,
der Süd.vietnam, laos, Kambodscha uncl Thailand
unfaßt. Neun japanisehe Monopole starteten
am 10. März 1971 trKaiyo Sekiyutr ('See Ö1"),
ein gemeinsames Vorhaben, das zur Zusamme4ar-

beit mit dem amerikanischen internati.onalen
Interessenten GuIf 0i1 angelegt ist, um Ö1-

vorkommen im Mekong Delta in Süd.vietnan
auszubeuten.
5. Erfol-ge der japanischen Kräfte für.tr'ried.en
und Demokratie

Die neokoloniallstische Politik, die von
der japanisehen Regierung und den Monopolen
verfolgt wird und deren [end.enz zl:rm Milltaris-
mus, trifft auf starke Opposition seitens der
japanischen Kräfte für Frleden und nemokratie,
die eine breite elnige Front aufgebaut haben
und Siege in vielen Bereichen ihres Kampfes
eringen" Bei seiner Kampagne für die Wieder-
wahl im April 1971 besiegte der progressive
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Gcuverneur Ryokj,chi llinobe aus Toklo, der ja-

panischen Hauptstacit rnii erner Bevölkerung
vo:r 'l O I'tillior-ren, unter der: Losung IStoppt Sator!

mit großem Äbsta.od seinen ronservativen Gegen-

kandidaten (den früheren Superint.ndenten 0er

Stadt-Pol izei) , di:r' alle lJnterstiitzung iler
an der lliacht beflnCLlchen l,iberal-Iemokrati-
schen Partei hatte. Prof essor Kuroria, d-or

ein überzeugter lemckrat unil i/orsitzender tles

0saka Komltees gegen Atom- uncl itrasser:rtoff-

bomben ist, lriurde zum Gou.verneur Yon Osaka

(8 t'liltionen Bevölk"rung ) geurählt . Die K.räf te
für tr'rieden und Demckr:atie kornmen in allen
I-^11en .l apa.ns vorran.

(Quelle : Hektogra.phierte Konfer:enzmateri.'rl ion
II. !ei1 derrrSturlie der neuesten

Entv,riclclungen in Indochina aus der

Sicht des internatlonalen Rechtsrr

vom Juni 1971, S. 9 ff' )

IISUDAFFIIKA

Um seine politische und ökonomische Position
im südlichen Afrika auszubauen, hatte das südaf-
rikanische Rassistenregi-me bereits unter seinem
früheren Premlerninister Hendrick Verwoerd im Jah-
re 1964 clie Konzeption eines von der Republik Süd-

afrika beherschten südafrlkanischen h/irtschafts-
raumes (einschließfich Nanibias, Angolas, Zambias,
Rhodesiens, l"iozambiques usvr. ) ver'künde t. llieser
Plan eines südafrikanischen "gemeinsamen l{arktes"
entsprach der nicttt ztletzt vrieder mit westficher
Hilfe erlangten starken politischen und ökonomi-
schen Position auf dem Kontinent: Südafrika ver-
einigte zu diesem Zeitpunkt ungefähr ,o des Na-

rionaleirkommens Afrikas au-[ sic'Lt L3 se,ncr er-
zeugten llineralien, das Doppefte d-er elektrischen
Energie und das Sechsfache der Stah.rprodrrktion
alfer and-eren afrikanischen Staaten; es schickte
sich an, zur stärksten afrikanlschen llilitärmacht
zu werden und in erhöhtem Maße - nach Eindämmun8

des inneren '!"/iderstendes- wieder für ausländisches
Kapltal attraktiv zu r,{erden.

Zur lu::chsetzung dieses imperialistischen Ex-
pansionsprogramms er:tlvickefte Südafrika in cen

letzten Jahren seine "cutwarC- looking policy"
oder seine "Politik des Dialcgs" mit den afrika-
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nischen Staaten. lliese Pofitik gibt vor, daß sich
nöglici,e politische und ökonomische Beziehungen

zwischen der Republik Südafrika und afrikanischen
Staaten zu Nutzen der letzteren auswirken würden.
Im Gegensatz zt den Repräsentanten einiger afri-
kanischer Staaten (l4alawl, die frankophonen Staa-

ten l'Ia,1agaskar, I1f enbelnkriste ) , die sich von di-
plcrnatisciren Kontakten zwischen Südafrika und den

sü,lafrikanischen Stasten u.a. eine tseseitigung der
Unterdrückung der Afrikaner in Südafrika erhoffen,
lassen süd-afrikanische Pofitiker keinen Zweifel
dalan, Caß die "Politik des Dlalogs" zu; wesentli-
chen Yoraussetzung die Zenentierung des gesellschaft-
lichen status quo, d.h. die Aufrechterha-Itung der
ripartheidspotitik, 1rat. Da einige afrikanlsche
Staaten offensichtlich auf diese Politik eingehen,
ist es nctwendig, ciie Konsequenzen einer solchen
Politik iür die betroffenen afrikanischen Staaten
wie für die ln südlichen Afrika agiei:errden Befrei-
ungsbewegungen zu analysieren.

Im folgenden untersucht Robert Molteno? Mit-
glied cies lehrkörpers der Universität Sambla, Cie-
sen Probfemkomplex. Er geht insbesondere auf die
Fr:age ein, ob tatsächlich die von den Anhängern
der "Pcfit,ik tles Dialogs" aufgestellten tsehauptun-
gen zutreffen, daß ökonomische ur:d politische Be-
ziehungen rnit der Republik Südafrlka den Industria-
lisierungsprozeß afrlkanischer Gesellschaften
durch südafr,ikanische Kepltelhilfe, durch die
Öffnung von Exportmärkten für afrikanische Uaren,
clurch Importe bi111ger ldaren aus Südafrika und
durch ixporl, von i,/anderarbeitern nach Südafrika
wesentlich fördern und die Rassendiskrlrrlnierung
in Süc-Lafri ka beseitigen helf en.

Der zweile Teif dieses Textes wiri in der
nächsten AfB- l,Ir. abgedruckt.

R,. MOLT ENO: AFRIKA UND

SUDAF RIKA ( I.TEI.L )

KAP]TAL FI'R DIE ENTIf]CKLT'NG

Malawi und lvladagaskar si-nd die einzigen afrika-
nischen Staaten, die bis jetzt bedeutende Arr-

leihen der südafrlkanischen Regienrng erhalten
haben. Südafrika ist in der Lage, diese aufzu-
bringen. Südafrikanisches Privatkapital wird
von der Anglo-Anerican Corporation in Rhodesien

und Sanbia angelegt; diese Investitionen !rur-
den jedoch schon zum großen Teil vor deren Un-

abhängigkeit'vorgenommen. Neues Kapital fließt
hauptsächlich in die von den We1ßen beherrsch-
ten Staaten in südIi-chen Afrika, besonders nach

Rhodesl-en, wo sechs der zehn größten Unterneh-
men von Südafrikanern kontrolliert werden -



diese sechs südafrikanischen Unternehmen verei-
nigen 88% des kapitalisj-erten Marktwertes der
10 größten Unternehmen auf sich.l) Süd.f"ik.-
nisches Kapj-ta1 f11eßt ebenfalls in die portu-
giesischen Territorien: in die Öl-, Gold- und

Eisenerzindustrie Angolas, 1n die Gas- und Mi-
neralprospektierung in Mozambique. Nur ein klei-
ner Teif hat seinen IIeg in die schwarzafrikani-
schen Staaten gefunden. Die Anglo-American
Corporation hat in Mauretanien eine neue Kupfer-
mine erschlossen. Südafrikaner sprechen j.mmer

häuflger von Investitionen in Alrika, sofern
sie hinreichenden Sichen:ngen bei der rrBe-

steuerwrg, Profittransferierung, bei mög11cher

Verstaatl-ichung und hinsichtlich der Stellung
der im Ausland l-ebenden (weißen südafrikanlschen)
Arbeiterrr wrterliegen. 2 )

Kar,n der Kontinent, wäihrend in Afrika aus-
1ärrdische Hilfe zurückgeht r.rnd private Investi-
tionen nur zögernd vorgenommen werden, wesent-
lichen Nutzen daraus ziehen, daß er sich dem

südafrikanischen Kapital - dem staatl-ichen wie
dem privaten - öffnet? Die wirtschaftlichen
Nachtelle eines solchen Handelns sollten nicht
übersehen werden.

Erstens wird südafrikanisches Kapital sehr
selten in der Industrie angelegt, ob$rohl die
afrikanischen Staaten in erster Linie gerade
Industrieinvestitlonen suchen. Der Grund dafür
ist, daß Südafrika entschlossen ist, in den be-
nachbarten Staaten keinerlei Industrien aufzu-
bauen, dj-e mit seiner eigenen konkurrleren könn-
ten.l) Folglich wurde der größte Teil des Pri-
vatkapitals in der extraktiven Industrie lnve-
stiert - in die Fördertrng von Kupfer 1n Sanbia,
von Eisenerz in Swaziland, von Kohle, Gold und
Chrom in Rhodesien, von Go1d, Diananten und
Eisenerz in .Angola und, in nächster Zukunft,
von Diamanten, Kupfer und Nickel i.n Botswana-
land. Staatliches Kapital f1oß ebenfalls in
nicht-industrielle Investitionsberei.che. Bestes
Beispiel dafür ist der bislang umfangreichste
südafrikanische Kredit, der im wesentlichen für
ein unproduktives Projekt, nämlich für den Bau
der neuen Hauptstadt Malawis bei Lilongw€r g€-
währt wurde. Ein erstaunliches Beispiel für die
rrlndustrialisierungrr durch südafrikani-sches Ka-
pital ist der kürzlich angekündigte Bau einer
Dtingemittelfabrik in Malawi. Die Flrmar Opti-
chem, hat für fi.inf Jahx,o das Monopol auf alle
Düngemittelinporte erhalten (von ihrer südafri-
kanischen Dachgesellschaft). Die ei-nzigen Be-
arbeitungsvorgänge, die in Malawi ausgeführt
werden, sind das Verpacken und die Herstelhurg
von Mischr:ngen. A1s Gegenleistung hat die Ge-
sellschaft gegenüber der Reglerung von Mal-awi
die unbestimmte Erklärung abgegeben, daß sie

möglicherweise nach Ablauf der fünf Jahre eine
Fabrik Uau;1 werd.e, die tatsächlich Di.ingenitgel
hersteLlt. */

Zweitens sind die südafrikani.schen Investi_
tionen, wie die mej_sten zweiseitigen fnvestitio_
nen, iao allgeneinen an die Verwend.ung von süd._
afrikanischen Ttlaren gebunden. Süd.afri.kanische
Regierungsmitglieder haben erklärt, da8 dies
ei.n wesentliches Merknal ihrer politik der Un-
terstützung afrikanischer Staaten sei, d.as für
ihre lfirtschaft von beträchtlichen Nutzen sei.
Ein kennzeichnendes Beispiel für diese politik
ist der Bau der Nacala-Eisenbahnlinie in Malawi.
A1s Gegenleistur:.g für den Kredit ist die Regie-
rung von Malawi verpflichtet worden, den Bau
durch eine südafrikanische Firma, Roberts
Construction, ausführen zu lassen und südafrika-
nischen Stahl für C[ie Schienen ,, .r""*"rrd..r.5)
Solche Bindung bilateraler Hilfe ohne Rücksicht-
nahme auf die Wünsche des Empfäingerlandes ist
ein Kennze j-chen der Entwicklungshilf epolitik,
die zu unnötig hohen Kosten führt. Irlahrschein-
lich ist der größte Nachteil bei der Inanspruch-
nahme stidafrikanlschen Kapitals darin zu sehen,
daß die Gefahr besteht, da6 sie, wie die Ver-
gangenheit zeigt, das Eindringen rassistischer
A.rbeitsbeziehungen nach si.ch zieht. Die Kupfer-
einen der Anglo-American Corporation in Nord_
rhodeslen sind dafür ein deutliches Beispiel.
A1s die Gesellschaft in den JOer Jahren ihre
Minen ausbaute, übernahm sie südafrikanische
Arbeitsbeziehungen: das Verbot fi.ir Afrikaner,
eine Ausbildung zu erhalten und damit Zugang
zu qualifizierten Berufen zu erlangen; eine
Farbschranke, die a1le Facharbelterberufc und
leitenden Positlonen für die ltleißen reservier_
te; ej.n starkes Gefä11e zwiscb.en den Löhnen
afrikanischer und weißer Arbeiter; getrenntes
Irlohnen und getrennte soziale Einrichtungen.; die
Ilanderarbeit (d.h. die Beschäftig:r.rng "von unge_
lernten und unterbezahl_ten Afrikanern, d.ie für
kurze Zeiträume von ihren Fanihen entfernt
leben; rassistlsche Verhaltensweisen der lfei8en
gegenüber den Afrikanern, die sich zum Beispiel
in der Form der Anrede niederschlagen. Sanbia
wird Jahre brauchen, um diese Struktur der Ar-
beitsbeziehungen zu beseitigen, Qie seit der
Unabhängigkeit Quelle sozlaler Konflikte, von
Unruhen 1n der fndustri_e und von wirtscbaftll-
cher Ineffizj-enz war. Es besteht die Gefahr,
daß die Probleme, die dle verhältnisse in der
Industrie Sanbias stören. sich in Botswanaland.
wiederholen, wo De Beers 1971 n:.t dem Abbau von
Dlamanten beginnen wird. Trotz der Bemühungen
tBotsl,ranas 

um eine Respektierung seiner antt-
rassistischen Prinzipien durch die Bergwerks-
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gesellscbaftea werden doch vlele in Ausland
lebeade Bergarbeiter unvermeidlich aus Südafri-
ka kommen. lfen4 es der Reglerung nicht gelingt,
auf eine rigorose Xrfü11ung der geltenden Re-
gelungen zu dringen, so könnten sich Spannun-

gen zwischen den Rassen ergeben.

Es besteht offensichtlich die Gefahr, daß

die Einführung von südafrikanischen Kapital
auch die seines rassistischen Systens ein-
sctrließt - besonders d'or! wo südafrikanische
Bau- und Bergbauunternehmen beteiligt sind, die

südafrj.kanische weiße Arbeiter beschäftigen'
Daraus ergeben sich verschiedene wirtschaftli-
che Nachteile: der hohe Preis der eingeführten
weißen Arbeitskraft, d'er die Produkti'onskosten
erhöht; die Belastung der Zahlungsbilanz auf-
grund der Rückfi.ihnrng von Gehälterrr und Divi-
denden; die potentiellen Unsi-cherheiten, die
sich aus der dauernden Abh?ingigkeit von aus-

ländlschen Arbeitsleistungen ergeben' Diese

wirtschaftlichen rmd die schon erwähnten sozia-
Ien und politischen Nachteil.e müssen abgewogen

werden gegen den möglichen wirtschaftlichen
Nutzen, den die Anziehung südafrikanischen Ka-
pitals bewirken könnte.

EXPORN.TÄRßIE

Filr dle meisten Staaten in Ost- und Tfestafrika
geht es ln bezug auf ökonomibche Beziehungen

nit Südafrika in erster Linie un Handelsbezie-

hungen. Es lst für sie gewöhnlich ökonomisch

nicht nöglich, I{anderarbeiter nach Siidafrika
zu schicken. Und wäihrend erst sehr wenlge Läin-

der beabsichtigen, sich südafrikanischen Tourl-
sten und südafrikanischen Kapital zu öffnen,
gibt es doch Anzeichen, daß einige - benerkens-

wertertreise westafrikanische - Staaten in Stl1-
len ihre bj-strerige Politik ändern und noch

zum großen Tel1 geheine Handelsbeziebungen nit
Süd.afrika aufnehmen. Obwohl das ggsamte Handels-

volu.men bis jetzt weder für Südafrika noch fiir
diese Staaten von Bedeutung ist, so bedürfen

doch die möglichen Vorteile von Haadelsverbin-

dungen nit Südafrika einer sorgfältigen Unter-

suchung.

Es liegt nicht in lnteresse Südafrikas, den

zweiseitigen Handel nit Afrika zu fördern; viel-
mehr geht es ihn darru, seine elgenen Exporte

in den übrigen Kontinent zu erhöhen, r:m damit

seine sich verschlechternde Zahlungsbilatrz zlt

verbessern.6) Ar"*. .ist der einzige Kontinent,
nit den es eine günstige Handelsbilanz h.at'

18

lfeiterhin ist es Südafrlka ln den letzten fttnf
Jahren gelungen, diese günstige Bilanz gewaltig
zu erhöhen - von 6,2 ylio. Rand// im Jahre 1965
auf 13O Mio. Rand im Jatrre 196e.8) Das Tempo
der afri.kanischen Industrialisierung häingt zum
Teil vom Vorhandensein von Exportmärkten ab.
Südafrika könnte, wenn es wo1Ite, aufgr"und. sei-
äer Größe und selner geographisohen Nähe ei:ren
bedeutenden Absatzmarkt darstellen und so
Hauptantrieb für dle fndustrialisierung des
Kontinents sein.

Doch Südafrika rridersetzt sich einer solchen
Entwicklung. Der Grund dafür ist, daß ds, trotz
eines dj-versifizierten und - genessen an kontl-
nentalen Maßstäben - großen industriellen Sek-

tors den Nachteil hat, eine mi-t hohen Kosten
pnoduzierende llirtschaft zu haben. Das ist zum

Teil auf die hohen Kosten der wei8en Arbeits-
kraft zurtickzufilhren. 1968 betrugen die durch-
schnittlichen Löhne in der verarbeitenden In-
dustrie für lfei8e 1.144 Rand gegenüber 576 Rand

o\für Afrikanet.at Zr:m anderen Teil ist der Pro-
duktionsu.mfang im allgeneinen kleiner als in
Westeuropa - einnal wegen des kleinen Binnen-
marktes (der selbst uiederun auf die künstfiche
Kaufkraf tb e schrti:rkung der Af rikaner zur'i.ickzufi.ih-

ren ist), und zum anderen, weil es für Si.idafri-
ka schwierig war, sich für lfaren der verarbei-
tenden Industrie große Erq)ortmärkte zu schaffen.

Ileil Südafrika eine nit hohen Kosten produ-
zierende l{irtscbaft hat, ist seine lndustrie
anfä11ig gegenüber der Konkurrenz durch inpor-
'tierte Industriewaren. Tatsächlich ist es schon

zwischen den al-
r:nd den neuen

Industrierrrerken j-n Borderbereich gekonmen. Die

letzteren habe:r - durch den Einsatz von nied-
riger bezahlten afrlkanischen Arbeitern r:nd

der teilwelsen Einsetztxrg von Afrikanern in Be-

rufen, dle gewöhnlich von 1{ei8en besetzt sind -
nledrigere Kosten und sind in der Lage gewesen,

die alten Fir:rnen preislich zu r:nterbieten. Es

sind diese Konsequenzen, von denen Stidafrika
beftirchtet, daß sie §1ch aus der Industriali-
sierr:ng der anderen afrikanj-schen Staaten für
Südafrlka ergeben würden.

Dle Regierung hat deshalb Maßnahmen ergrif-
fen, um Exporte der verarbeitenden Industrie
der benachbarten Lifurder von südafrikanischen
l{arkt fernzuhalten. So räunt das 1957 nit Malawi

abgeschlossene Handelsabkonmen bestinnten süd-

afrikanischen tandwirtschafts- und fndustrie-
erzeugnissen bevorzugten Zugang nach Malawi ein,
gestattet ttalawi aber nur den Sxport von land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen nach südafrill )

im Lande selbst zu SPannungen

ten Textilfabriken in Reeflo)



1968 entwicxelten sich ähnliche Vereinbarungen
zwlschen R|.odesien u:rd Südafrika. Die rhodesi-
schen Hersrelier antworteten - gemäß den Ab-
machr..rngen eines 1964 abgeschlossenen Handel-s-
abkommens - auf den Verlust der qnderen Märkte,
der der ( inseitigen Unabhänglgkeitserkfärurg'12)
folgte, nri elner Ausweitr.mg ihrer Exporte an
Textil-erzeugnissen, Radios, Schuhwaren usw.

13)nach Südafrika.'-l Sie waren dabei 1m Unterbie-
ten der südafrikanlschen Hersteller so erfolg-
reich, daß die letzteren ihre Regierung veran-
1aßten, auf das rhodesische Regime dahingehend
einzuwirken, da0 dieses den Export von rhodesi-
schen Waren der verarbeltenden fndustri-e nach
Südafrika beschnitt - trotz des Handefsabkom-
mens zur Ausweltung des zweiseitigen Handefs.
1970 gab Südafrikas führende Finanzzeitung,
The Financlal Mai1, zu, daß Rhodesien sich wei-
gern würde, dem Gemeinsamen Markt Südafrikas
beizutreten, wenn rrden noch iungen rhodesischen
Industrien nicht der großzügige Zugang zum süd-
afrlkanischen Markt gewährt wird. Und genau di-e-
se Vorstellung ist es, die den südafrikanlschen
Industrlel-len so schwer zu verkaufsn is1".14)

Zwel Beispiele existierender Beziehungen Süd-

afrikas mit Entwicklungsländern sofl-ten von den

Staaten studiert werden, die beabsichtigen, Be-
ziehungen mit der Republik aufzi.mehmen. Das

naheliegendste ist natürfich Namibia (Südwest-
afrika). Nach 50 Jahren direkter Herrschaft
durch Südafrika hat Namibia so gut wie keine
Industrie. Selne Wirtschaft stützt sich auf
den Bergbau, die Landwirtschaft, Fischfang und

ein wenig Tourismusl zudem hat die Bevorzugung

des Bergbaus bei den Bewohnern Namibias zu der
Befürchtung geführt, daß ihnen letztendllch
nichts bleiben wird außer ausgelaugtem Boden.

Das andere Beispiel sind die früheren High

Commission Gebiete.l5) ar" im Dezember.1969

von neuem über das Zollunionabkommenl6) ,".hut'-
delt wurde, verlangte Südafrika einen Schutz

für seine eigene fndustrie ' zusammen mit dem

freien Zugang von lrlaren seiner verarbeitenden
lndustrie nach Botswanaland, Lesotho und Swazi-

land. Dieser Versuch wurde schließlich zum Teil
vereitelt, aber erst nach Iängeren Verzögerun-
Een und nachdem er durch die Presse bekannt ge-
U l-\

worden *ur.'1l Obwohl diese drei Staaten )etzt,
unter gewissen Umständen, ihre Industrien vor
der der Republik schützen können, j-st der süd-

afrikanische Markt für die Hersteller seiner
ärmeren Nachbarn lmmer noch nicht frel zugäng-

lich.
Diese Beispiele zeigen, daß die afrlkani-

schen Staaten nlcht mit Südafrika al-s einem

Absatznarkt für i"hren wachsend.en Ausstoß an
ltlaren der verarbeitenden Ind.ustrie rechnen kön_
nen. Südafrika ist entschlossen, seine,Handels_
beziehungen mj_t Afrika wie dj-e klassischen zwi_
schen industrialisierten und unterentwickel_
ten Staaten einzurichten - wobei d.ie letzteren
auf den E:cport von unbearbeiteten Rohstoffen
und landwirts chaf t1i chen Xrz eugni s s en be schräinkt
bleiben.

Südafrika kann sich mit fast jedem Mlneral,
das es braucht, selbst versorgen. Da es zudem
gemäßigte wie auch halbtropische Zonen hdt,
kann seine Landwirtschaft den gröBten Teil des
Bedarfs an Zucker, tropischen Früchten und so-
gar in stej-gendem MaBe an. Kaffee und Tee decken.
Ein begrenzter Markt existiert nur für Natur-
kautsehuk, Kakao und tropische Hölzer. Da er
in jedem Fa11 im Vergleich zu den lfeltmärkten
klein ist, würde dieser zusätzliche Markt, d.en

Südafrika für diese Erzeugnisse den afrikani-
schen Staaten öffnen könnte, beim gegenwärti-
gen Handelsvolumen des Kontinents nur von ge-
ringer Bedeutung sein. Da es diese Güter zudem
schon importiert - oft über westeuropäische
Zwischenhändler - könnte es gut sein,.daß über-
haupt keine Vergrößerung-deS Marktes für Afrika
a1s Ganzes erfolgen würde. Direkter Handel mit
Südafrika würde höchstens ei_nem oder zwei Län-
dern auf Kosten der anderen afrikani.schen Län-
der, die gegenwärtig tu:wissentlich dle Republik
indirekt beliefern, Nutzen bringen. Sehr wahr-
schej.nlich würde das hauptsächlich nur eine
Kostenverringerung der südafrikanischen Impor-
te ztsm Ergebnis haben.

BILLTGERN ]MPORTE VON St.TDAFRIKANISC}IEN I,IAREN

Hier müssen einige Dlnge berücksichtigt werden:
Südafrikanische Waren sind oft nicht bilJ_iger
als die anderer Länder. Textilien, Kunststoffe
und Elektroerzeugnisse können von Länd.ern wie
Japan und Hongkong im allgemeinen billiger ge-
l-iefert werden als von Südafrika. Wo Südafrika
einen Kostenvd?teil gegenüber Europa hat, gilt
er nicht für die westafrikanischen Länder, die
von Europa so weit entfernt sind wie von Süd-
afrika. Nur 1m Hinblick auf die zentral_- u.rrd

ostafrikanischen Länder hat Südafrika elnen
Vorteil bei den Transportkosten gegenüber den
größeren Industrienationen.

Es ist auch notwendigr sich daran zu er-
innern, daß das lmportgeschäft dieser Länder

sich meistens noch in den Händen von Auslän-
d.ern befindet. Sie haben oft seit langer Zeit
bestehende Verbindungen mit südafrlkanischen
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(und rhodesischen) Herstellern. Sie sind oft
bereit, südafrikanische l{aren zu i-mportieren,
auch wenn diese nicht die billigsten slnd,,
wenn sie ihre zusätzlichen Kosten an ihre Käu-
fer weitergeben können. Sambias Xrfahrungen,
das den Handel mit Rhodesien selt der einsei-
tigen Unabhängigkeitserklärung und' nit Südaf-
rika seit 1969 vercingert hat, haben gezelgt,
wie zögernd die Importeure bestehende Bindun-
gen 1ösen rrnd Verträge nit anderen Ländern su-
chen. Die Tatsache a1Iein, daß der private Sek-
tor ei.nes afrikanischen Staates tfaren traditio-
ne11 aus S,ldafrika eingeführt hat' ist keine
Garantie dafür, daß Südafrika die billigste
Bpzugsquelle ist.

Aber selbst wenn südafrikanlsche Waren der
verarbeitenden fndustrie billiger sind a1s

europälsche, gibt es gute wirtschaftliche Grün-
de, sie zu meiden. Importsubstitution ist einer
der deutlichsten ersten Schritte zur fndustria-
lisiertu:g und wird wahrscheinlich durch die
Konkurrenz billiger Importe aus einem nahege-

legenen lJirtschaftsraum unterbunden. Die ein-
heimische lndustrialisierung in Entwlcklungs-
läindern erfordert nicht billige Importe aus

einem entwickelten Land, sondern Schutzmaßnah-

men gegeR sie. In Anerkennung dleser Bedürf-
irisse konzentrlert sich die langfristige wirt-
schaftliche Planung der afrikanischen Staaten
durch die lt'Iirtschaftskommission für Afrika
(rce)l8) d,arauf, den Handel zwischen den unab-
hängigen afrikanlschen Staaten zu entwickeln,
anstatt den zwischen jedem einzelnen Staat und
där entwlckelten l{e1t.

Schließlich sj-nd die politischen Nachteile
selbst dann gravlerend, wenn wichtige fndustrie-
erzeugnisse, die gegenwärtig nicht in Afrika
hergestellt oder gekauft werden können, aus
Südafriha billiger a1s aus Europa importiert
werden könnten. lfenn es Südafrika gelin§t, ei-
nen bedeutenden Teil des Bedarfs eines afrika-
nischen Staates zu decken, so wird es mit der
Zeit einen Einfluß auf dieses Land ausüben,
näinlich dann, wenn Xrsatzteillieferungen und
Instandhaltungsarbeiten notwendig werden. Keine
europä1sche Regiertrng würde daran denken, seine
I{irtschaft an die Lieferungen eines Landes zu
binden, mi-t dem es sich im Zustand des |tKalten

Kriegesrt befindet. In den letzten Jahren wurde
Sambia von Schwierigkeiten dleser Art betrof-
fen.

Hi-nzu kommtr daß es wenigstens zwei wirt-
schaftliche Gründe gibt, warum afrikanische
Staaten, selbst wenn sie den Handel nit Südafri-
ka jetzt anstreben, zu einem späteren Zeitpunkt
wünschen köru:ten, diese Bindrrngen zu 1ösen.
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Erstens ist die Republik anfä11ig für starke
Inflationsraten - teilweise aufgrund der künst-
lich hervorgerufenen K::appheit von Facharbeiter-
kräften, die auf die Reservi_erung dieser Be-
rufe für Tfeiße zurtickzufiihren ist. Jeder Kosten-
vorteil, der jetzt vie1leicht bei bestimmten
Importartikeln besteht, kann ebensogut sehr
schnelJ- fortfallen; was jetzt al-s ein rguter
Kaufr erscheint, könnte plötzlich bei weiter
anhaltenden krarnpfhaften Versuchen Süd afrikas
verschwinden, die lfirtschaft alleine nit weißen
Facharbeitern aufrechl zu erhalten. Zweitens
ist Südafrika politisch eine instabile Gesell-
schaft. In rlie frühen 6oer Jahre fielen die
Kanpagne des P.A,C, die in den nrelgnissen in
Sharpevil]-e ihren Höhepunkt' fand, 19) Notstands-
maßnahmen, allgenelne Streiks, Sabotageunter-
nehmen, die Pondolandrebellion in der Trans-
kei,20) der Poqo-Aufstand,21) das verbot von
ANC und PAC trnd ihre Entscheidung, mit revolu-
tionären Guerillaunternehmung err 21) beginnen.
Und erst seit 1966 sj_nd diese inneren opposi-
tionsbewegungen durch das Zusammenwirken von
Streitkräften, Agentennetzen und Polizeifolte-
rung von Verdächtigen zeitweilig zerschlagen
worden. Die Annahme - oder die Hoffnung - da8
diese offensichtliche Ruhe der letzten vier
Jahre unendlich lange andauern werde, ist eine
gef?ihrliche fl1usion. Chief Minister Matanzima
verlangt lmmer nachdrücklicher die Unabhängig-
keit der Transkei; die Befreiungsbewegungen
unternehnen immer größere Anstrengr.rngen, dem

Guerillakrieg in Südafrika elne Basis zu ver-
schaffen. Es besteht jederzeit die Möglichkeit,
daß das Volk im Land neue Organisationen schafft.
Solche Ereignisse erschütterten die südafrika-
nische Itflrtschaft - und würden, so wi.e die
Ereignisse in Sharpeville, Kapitalflucht, Re-
zession und Unterbrechung der Produktion und
der Exporte verursachen. Xs ütirde für die afri-
kanischen Staaten langfristi-g selbst sehr ge-
fährlich sein, ihre Volkswirtschaften mit solch
einer politisch instabilen Wirtschaft zu ver-
binden.

DER EXPORT VON WANDNRARBET TERN NACH SÜDAFRTKA

Südafrikas Bedarf an ausfändi.schen afrika_
nischen Wanderarbeitern nimmt noch zu. Die
meisten von ihnen arbeiten in den Bergwerken,
und in den 50er Jahren verstärkte slch die Ab_
hängigkelt der i,{inen von ausländischen Arbeits_
kräften noch ein wenig - von einem Anteil von
6a,B/" iYLrer Arbeitskräfte in Jahre 1962 auf
65,7y'" in Jahre i968.22) Vi"t" arbeiten auch
auf Farmen des rrplattelandr rr3) d,io in weißem



Besltze sind. nie neisten dieser Wanderarbei-
ter komnen aus C en fr,liheren High Commission-
Territorien, Xitoclesrer, Ilozambique und lvlalawi.
Trotzdem i st e s ,r-c rst ellbar, daß Südafrika
in Zukurrf t genil_t t sein lcönnte, weitere Ze}:r-
tarrsende vcl -i_r.beitern aus Sambia und Ostafrika
zu importi,.ien"

nie r-Ini't:_en, 1ie na.ch .l 966 in Cer Westprovinz
Sambias enisr;aloen, a"1s die Regieru_ng die Al-
werbung v:n irbeltskräften dui:ch dle l,lative
Labour .ssociation d.es Witwatersrand- 24) 

r_,r,t""_
band, zelgen, d-aß eine Anzatrl von personen finan_
ziel1 v:n zeitwelliger Beschäftigung in d.er (Süd_
afrikanlschen) Republik abhängig geworden war.
Das übe::rascht nicht, wenn man den gegenwärti-
gen Eltrr'icklungsstand von Südafrika und Sambia
vergleicht" tr'ür viele afrikanische Famifien
ist es schwierig, in ihren eigenen, vief weni-
ger eniwickeften ländern genügend Nahrungsmit-
te1 für den eigenen Bedarf zu produzieren oder
ginen entsprechenden Barverdienst zu erwerben.

Trotzdem entstehen für den einzelnen Wander-
arbeiter Kosben, die jede unabhängige Regierung
berücksichtigen so1lte, bevor sie den Export
von Ärbeitskräften nach Südafrika. fördert oder
beginnt. Die Reafl-öhne afrlkanischer Minenar-
beiter haben slch im letzten Jahrhundert, zwi-
schen 1911 und 1968 verring"rt.25 ) ,9Ou t"-
trug der durchschrittliche lohn eines afrika-
nischen Minenarbeiters nur 216 Rand im Jahr,
rvährend der Anfangslohn 105 Rand letrlrg 26)

Auf den Farmen, auf denen mehrere Hundert-
tausend weitere Wanderarbelter beschäftigt
sind, sind dle Löhne noch geringer. In jeden
Falle reicht das jährliche Einkommen nicht
aus, um den Arbeiter untl seine tr'amili-e za
ernähren" Tatsächfich beruht das ganze System
de:: südafrikanischen Wandera::beit aüf, der Vor-
aussetzung, daß der Arbeitgeber nicht verpflich-
tet ist, dem Arbeiter lohn für clen lebensun-
terhalt zu zahlerL, da seine lamilie sich an-
geblich auf dem land im trReservatr selbst er-
häft und der Arbeiter I ediglich einen gerin-
gen zusätzlichen Barverdienst für angebli.che
luxuswaren wünscht. Darüberhinaus kommt der
ausfändische Wanderarbeiter in Südafrika (eben-
so wie d.er einheimi-sche afrikanische Minen-
arbeiter) nicht in den Genuß zusätzlicher
leistungen, die normalerweise mit einem Ar-
beitsverhä.l-tnis verbtnCen sind: kein Kranken-
geld, keine Arbeitsfosenunterstützung, kein
bezahfter Urlaub, vor al1em keine Rente. Ihln
ist es nicht gestattet, seine Fanifie mitzu-
bringen. Den größten Teil des Jahres über
kann ein Ehemann und tr'eunilievater nicht bei
sein-.r tr'amilie sein. Außer dem privaten Leid,
das dadur:ch verursacht wird, isi oIt Homo-
sexuafltät dle Folge. Der Wander..arbeiter kenn

sich seinen Arbeltgeber in den llinen nlcht
wählen. Er ist durch Gesetze daran gehlndert,
seine materielle Lage d,urch den Beltritt zu

einer Gewerkschaft oder durch Beteiligung an

elnem Streik zu bessern. Er erwirbt keine
dauerhaften I'ähigkeiten, die ihm von produkti-
vem Nutzen sein können, wenn er in selne Heimat

zurückkehrt. Er febt 1n einer Gesellschaft,
deren Grundsätze, nach denen schwarze l,ienschen

minderwertig und unfähig zur Selbstregierung
seien, denen seiner eigener entgegengesetzt
sinrl .

In oiesem Zusammenhang stellte der Präsident
von Botswana, Sir Seretse Khama, kürzf_ich fest:
rrWährend ich Südafrikas Reallsmus in der Hin-
sicht anerkenae, daß es seine territorial-en
Ansprüche aufgegeben hat, möchte ich doeh
völlig klarsteffen, daß Botswana niemafs die
Rolfe akzeptiert hat und auch niemals akzep-
tieren wird, die der verstorbene Dr. Verwoerd
damafs für uns vorsah, nämfich die eines Ban-," \tustans '' /. Botswana ist kein sogenanntes
trHomelandr', das auf ethnischer Exklusivität
und Rassentrennung gegründet ist, sondern eine
nicht-rassistische Demokratie, die jede trorm
von Apartheid und Rassendiskrimini.erung ab-
1ehnt, wo auch lmmer sie angewandt werden mag.rt

Darüberhinaus ist der Nutzen für das Natlo_
naleinkommen der länder, die Wanderarbeiter
nach Südafrika exportieren, sehr gering. So
wurden belspielsweise naeh lesothom aus dem
164 0C0 Männer und etwa ,O OOO trrauen als Ar-
beitskräfte nach Südafrika kamen, (mehr a1s
aus jedem anderen afrikanischen Staat), lgej
nur: 5,4 Mio. Rand transferiert. Das bedeutete
eine Erhöhung des Nationafeinkommens von un_
gefähr 5 Rand pro Kopf 2B). 1"" ist wesentlich
mehr a1s in jedem anderen Staat, der Wander_
arbeiter in die (Südafrikanische) Republik
exportiert. Der entsprechend.e r{ert für Mafawi
liegt schätzungsweise bei 50 Cents.

Aber der größte Schaden, den afrikanische
Staaten durch den fortgesetzten Export von Wan_
derarbeitern nach Südafrika haben, besteht
darin, daß sie durch den Export ihrer Arbelts_
losen nur vorüber:geheniL ihre ökonomischen.
Schwieri.gkeiten milCern. Die Arbeitsfosen
kehren unvermeldfich nach Auslaufen ihrer
Verträge zurück. fhre Äbwesenheit hat ihre
heimatliche Volkswirtschaft keineswegs d.azu
gebra.cht, thre Bedürfnisse auf angemessenere
Weise zu befriedigen. Iatsächfich bedeutet
gerade ihre Abwesenheit, daß ihre Wirtschaft
elnen bedeutenden Prozentsat z il::.er leistungs_
fähigen, in den produktiven lebensjahren ste_
henden Arbeitskräfte verliert. Diese l{änner
slnd nicht verfügbar, um die landwirtschaft_
liche Produktion zu steigern. Sie können nicht
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zu dem schwierigen, aber notwendigen Prozeß

der ursprünglichen Kapitalakkumulatlon bei-
tragen, au? der die Hoffnung auf rvirtschaft-
liches Wachstum, höheren Beschäftigungsgrad
und höheren Lebensstandard beruht. So erlaubt
d.er Export von Arbeltslosen als Wanderarbei-
tern einer Regierung einerseiis, einem drän-
genden P?oblem der ökcnomischen Entwlcklung
auszuweichen; andererseits reduziert er dle
Entwicklungsmöglichkeiten der Wirtschaft durch
Entzug i.hrer einzigen und potentiell wlrksam-
sten Ressourcen - qualifizierter Arbeitskräfte.

)aher stellt d.ie Argumentation, daß Malawi
und andere länder davon profitieren, daß sie
Wanderarbeiter nach Südafrika schicken können,
eine starke Simpfifizlerung des Problems c1ar,

d.ie die soziafen unaL dabei entstehenden lang-
frlstigen ökonomischen Kost-.n außer acht 1äßt.

ABBAU DER APARTHEID DURCH I]E POIITIK NES

rDfAIOGSrc

Elnige afrikanische Führer haben die Meinung

vertreten, daß ein Abbau der Gegnerschaft Afrl-
kas gegenüber Südafrika den Weißen alfmählich
ihre Furcht vor den Afrikanern nehmen unn sie
zur liberalisierung ihrer Herrschaft veranfas-
sen werde. Dr. Banda "' grb die em Standpunkt
entschieden Äusdruck, afs er im Mai 1970 in
Zomba einen Toast auf Mr. Vorste, J0) ar"-
brachte: rrNur durch Kontakte wie diese köruren
wir threm Volke verdeutlichen, daß es zivili-
sierte Vöfker nichtweißer Hautfarbe glbt .. .

Wenn ich irgendeine Hoffnung habe, Sie zu über-
zeugen, wenn wir unsere schwarz-weißen Probfe-
me 1ösen wolfen, dann ist der beste Weg dazu,
nicht, sle von lond.on, New York oder Dar es

Salaam aus zu bekä-mpfen. Elne Pofltik der Iso-
lidrung Süd.afrlkas wird die anstehenden ?roble-
me nicht fösen. Wir müssen beginnen, mitein-
ander zu reden. Ich reise nach Südafrika. Sie
kommen hierher. Tch gestatte Ihrem Yo1ke,

hierher zu kommen und sich anzusehen, wie die
Menschen hier 1eben. Das mag unser Problem
nicht heute fösen, nicht nächsten Monat, nicht
1n fünf, zehn oiler selbst 20 Jahren. Aber ich
bin ehrfich überzeugt, daß oles am End.e die
elnzige lösung sein wird,u 31)

Andere afrikanische Führer haben neuerdings
äh:rliche Argumente angeführt. lr. Busia, der
Premiermlnlster von Ghana, erkfärte in Novem-

l:'er 1969, er wünsche, daß welße Südafrikaner
Ghana besuchten; dies werde alfnähfich thre

z, \
rassistische EinsLellung ändern. "/ Ir glei-
chen Monat behauptete der maCegassische Äußen-

minister, daß Südafrika nur mit frledlichen
Mitteln dahin gebracht werden könne, seine
Politik zu änoern. )))

Diese Argumente lassen mehrere fundamentale
Voraussetzungen außer acht, auf denen die
politischen Einstelfungen des weißen Südafrikas
beruhen.
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(a) Die südafrikanische Politlk der Apart-
heid oder der getrennten Entwicklung beruht
auf dem Bestreben, die politische Macht in den

Händen der Weißen zu behalten, weif die ?rlvi-
Iegien der weißen Gesellschaft von ihr abhän-
gig slnd.. Ohne die Monopolisierung der politi-
schen Macht könnten die südafrikanischen Wei-

ßen nicht }änger'von der gesetzlichen Rassen-

schranke in der Industrie, von ihrem ausschließ-
lichen Ei;Jenturn an den Bodenschätzen des lan-
des und an B]'fi seines Bodens, von der Trennung

der Wohngebiete, dem Bild.ungsprivileg, der
KontroIle über die Gewerkschaften usw. pro-
fitieren. Dle entscheidende Ursache der Äpart-
heidd.oktrin beruht weniger auf der Überzeugung,
daß Afrikaner sich nicht wirksam selbst regie-
ren könnten, als vielmehr auf der volfkommen
berechtigten Furcht, daß eine Herrschaft der
Mehrhelt unvereinbar wäre mit der Aufrechter-
haltung von Prlvilegien der l{e1ßen. Kein noch

so lntensiver Kontakt mit afrlkanischen Spitzen-
politikern kann diese lurcht vermindern. Während

es also mög1ich ist, daß die persönliche Ein-
stellung gegenüber einzelnen Afrikanern durch
verstärkte Kontakte zu afrikanischen Staats-
männern oberflächlich beeinffußt vrird, besteht
doch keine Aussicht, da-ß di.es zu einer radika-
l en Veränderung der politischen Zlelsetzung
der südafrlkanischen Regierung führen wird.
Doch ist es angeblich eine radikafe Verände-
rung, d.ie diese afrlkanischen Pofi.tiker wün-
schen, und nlcht nur geringfügige Verbesserun-
gen.

(b ) Die nach rraußen orientiertett Politik
Südafrikas - d.ie Suche nach Freunden in Schwarz-
afrika - beruht auf dem Vertrauen in seine Fä-
higkeit, strenge Kontrolle über dle Schwarzen
lm eigenen land aufrechtzuerhalten. Wenn Vor-
ster ausländischen schwarzen ?olitikern die
Hände schütte1t, weiße Frauen an Dinnertafeln
neben schwarzen Staatsbesuchern sitzen, dann

kann clies von der Wählerschaft 1n Südafrika
solange hingenommen werden, wle sich dadurch
keine negativen Konsequenzen für sle ergeben.
Die südafrikanisehe Regierung hat eindeutig'
erklärt, daß Befürchtungen dieser Art grund-
fos seien.

(c) lan diese Befürchtungen grundlos sind,
zeigt sich an der großen Zahf von Legislatlv-
akten zur Verschärfung der Apartheidspolitik
in affen lebensbereichen; und zwar gerade wäh-
rend der letzten vier Jahre, die durch die so-
genannte rtnach außen orientierte Politik" ge-
kennzeichnet warerL.

1. llas Ausmaß des ferrors nimmt in ganz Süd-

afrika zu. Im Jahre 1!51 wurde der Terro-
rism Äct verabschiedet, demzufolge jeder
ohne Gerichtsverhandlung vom Verkehr mit
Cer Außenwelt abgeschnitten und für den

Rest seines l,ebens in Einzelhaft gefangen-
gehalten werden kann. 1959 wurde das Büro



für Staatssicherheit gegründet, um das Netz

der Potitiscnen Polizei zu erweitern und

zu koord.lni;rel" Die Zahl der politisch
Verdächtlge1, d.1e in Polizeigewahrsam ge-
storlrer q j rl . l r-: ln den letzten Jahren
o1ärd' -:.en.

2. nas ges-a:cr? -iystem der Rassentrennung ist
sesetzl-3h und aCministrativ ausgebaut wor-
den. Die,-.assentrennung in den öffentl-ichen
Verkehlsmitteln und an den Stränden ist so-
gar im traditionell weniger rassistisehen
Kapstadt voflständig durchgeführt worden.

l. Über elne Milfion Menschen slnd nach dem

Group Areas Act und dem Urban Areas Äct
bereits aus ihren Wohlungen vertrieben
worden. Dieser Prozeß dauert an. Es gab

keinen einzigen Versuch, die Zahl der in
der von Weißen kontrolfierten Wirtschaft
beschäftigten Afrikarrer za veringern,
sondern nur Anstrengungen, ihre Familien
in d.1e t'Bantustansrr zu treiben und die Män-

ner als Wanderarbeiter in ItJunggesellen-

Kasernenrr unterzubringen.

Eine zunehmende ZahL von Afrikanern wird von
dem land., auf dem sie gelebt haben, vertrieben
und gezwungen, in primltlven Eingeborenensied-
lungen zu 1eben, wie z.B. dem berüchtigten
llmehil1, wo es kelne Häuser, kei-ne Dienstlei-
stungen irgendwefcher Art und keine Beschäf-
tigungsmöglichkeiten gibt. Indem der stellver-
tretende Minister für Bantu-Verwaltung und

-Erzlehung, Dr. P"G.I. Koornhof erklärte,
rrwefche Fortschritte wir gemacht haben bej.

där Durchsetzung dieses Äspektes unserer Poli-
tik, d.h. bei der Eliminierung überf1üssiger,
wirtschaftlich nicht aktiver Eantus aus unse-
ren weißen Gebietenrr, stellte er fest: nUnge-

fähr 900 O0O Bantus sind während der Regie-
rung der Nationaf Party in den letzten Jah-
ren seit 1959 umgesiedelt worden" Dies ist
sicherlich keine geringe_ I,eistung; es ist
lm Gegenteil ein gewaltiger Erfofg. In der
gleichen leit unter der Hsrlsg6aft der Natio-
naf Party sind mindestens 2.,16 OOO Afrikaner
aufgrund des Group Areas Act 1n dem Gebiet
von Johannesburg umgesiedelt worden. Unge-
fäinr 75 000 sind aus.sogenannten Black Spots
entfernt ,o"durr.u J4)

Äfrikanischen Händlern und Geschäftsfeuten
wurde gesagt, daß sie bald das Recht verlie-
ren würden, in den städtischen Gemeinden zu
arbeiten. Das Sekretailat für die Bantu-Ver-
waltung versandte am 15. Jul1 1969 eln Rund-
schreiben A 12/1 an afle städtischen lokal-
behörden. In ihm hieß es: "Städtische Wohn-
bezirke der Bantus liegen innerhalb der Ge-

biete von Weißen ... llie lokalen Behorden
werden daher ersucht, sicherzustel-1en, d.aß

Nichteuropäern keine Sprechzimmer und Büro-
räume in städtischen Wohnbezirken der Bantus
zur Verfügung gestellt werden. Denn beruf-
liche Dienstleistungen sollen in städtischen

Wohnbezirken der Bantus von We1ßen geleistet
werdenrr. 15) s"rrrießlich wurde Anfang 1970
ein General Law Amendment Act erlassen, nach
dem der Minister dj.e Anstellurlg jedes Afrl_
kaners in jedem Beruf, an jedem Ort, durch
jeden Arbeitgeber verbleten kann. Sofort
wurd.e dieses Gesetz angewandt, um,Afrikaner
von einer Reihe ttWhite-Collar-Jobsn auszu_
schließen, z.B. von Bürotätigkeiten, dle
einige ausübten.

Die Zaha der Afrikaner, die für rein tech_
nische Yergehen belangt wurden, für die Weiße
nicht zur Verantwortung gezogen werden (2.B.
bei Yergehen gegen bestimmte Bestirnmungen der
Paßgesetze, die die Frelzüglgkeit der Afrika_
ner unterbinden), erreichte 1967/6e mit 917 098
Personen einen Höhepunkt, vergfichen mit
723 952 im Jahre 1965/66. 16)

Inzwischen bleibt die ilBantustanrr_pofitik
afs alternative politische lösung der Integra_
tion für das afrikanische yolk unglaubwürdlg.
Die Transkei - das Parad.ebeispiel eines rBan_
tustantt - ist der Unabhängigkeit nicht näher
al,s bei ihrer Gründung vor sieben Jahren. Sie
stefft z.B. ihren 1 i/2 Millionen Einwohnern
nur 41 679 Arbeitsplätze zur verfügung und ist
bei über '1Oy'" seiner Ausgaben von der südafri_
kanischen Regierung abhängig.

Dj.e unbarmherzige Verschärfung der Apartheid
in den letzten Jahren ist den Vertretern des
Arguments, daß Kontakten mit Afrikanern eine
liberaflsierung folgen werde, natürlich be_
kannt. Tatsächlich ist es präsident Banda und
Chief Jonathan 17 ) nicht gelungen, dle lage
ihrer eigenen landsleute, die in Südafrika ar_
beiten, zu verbessern. Sie waren unfählg, yer_
handlungen über LohnerLiöhungen, über eine Mif_
derung der Rassenschranke, die Afri.kaner von
qualifizierten Berufen fernhäft, über eine Auf_
hebung der Rassentrennung und eine yelminderung
der Polizeiwiflkür einzufeiten. Die Bitte von
Chief Jonathan, die er während ihres Treffens
im Januar 1967 an Vorster richtete, nänl,ich
die Arbeltsbedingungen von Basutos in Südafrika
zu verbessern, fand r.uin C^r,ö". 58 )

Die traurige Wahrheit ist, daß die interna-
tionale Anerkennung Südafrikas d.urchwegbeglei-
tet war von einem Abbau der Rechte und der Zu-
kunftsaussichten der afrikanisclren Bevöfkerung.
Starker Druck wegen seiner Rassenpolitlk wurde
nicht erst in den lOer Jahren auf Südafrika
ausgeübt. Seine Position war bis dahin gesichert
und innerhalb des Commonwealth sogar von Bedeu-
tung. Bereits seit 1910 befand sich die weiße
Wählerschaft durchweg auf der polltischen
Rechten. Durch den land Act von 191J wurden
ole Afrlkaner auf 8y'" des Bodens beschränkt.
Schrittweise verforen alfe Nichtweißen zunächst
das Recht, gemeinsam mit den Weißen zu wäh1en,
später sogar die Möglichkeit, einige wenige
besondere Yertreter ins Parlament zu wählen.
Immer mehr qualifizierte Berufe bfieben den Ae.



Weißen vorbehalten. Die Einkonrnelsclifferenzen
zwischen den Rassen ver:größerten sici), ?)um

Bei.spiel erhöhten sich die LohnLinterscni eiie
zwi s chen sc hwarz en und vr el ß en iliind!.rh-o i t el_I?n
1:7 im Jahre lB99 auf 1:15 1m Jahre 1rq66. )'))

Es gibt of_fens:'-chilich kelrren historischen
Zusammenhang z,,.rlschen dem tr'ehlen eines inter-
nationalen Druckes und einer: l,iberali.sierurLg
der Rassenpolitik. Und es gibt keinen th'uno
zu der Ännahme, dle 70er Jahre körLnten eiren
solchen Zusammenhang erwelsen. fatsächlich
zeigte die Ablehrung des l'lanifestes von l,usaka
vom Mal 1969 durch Südafrika, in dem Ost- und
Zentralafrikanische Staaten Südafr,ika thr.e
tr'reunrischaft anboten, falls es die Rassenpoli-
tik abschaffen würde, mit der Begründung, dies
sei eine Einmischung in ihre innere Angelegen-
heit, daß eine Annäherung zwischen Schwarz _
Afrika und Südafrika seitens Südafrika nicht
erwünscht ist, wenn sie ein Ende der weißen
Vorherrschaft elnschließt. Denn die Ursachen
.für die Tendenz der Weißen, die Rassenpolitik
zu verschärfen, ist ln lnnepolitischen Faktoren
Südafrikas zu suchen, vor affem in der Gewiß-
heit, daß ihre Monopoli.sierung der potitischen
Herrschaft die einzige Garantie dafür ist,
daß sie ihr leben weiter so führen können wie
bisher.
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